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Bilanz

die historische einordnung der aktuellen Flüchtlings­

herausforderung hat gezeigt, dass die bundesrepublik 

schon einmal eine große Integrationsherausforderung 

mit enormen Flüchtlingsströmen erfolgreich gemeis­

tert hat. damals war die aufnahmegesellschaft  

mit güterknappheit und lebensmittelrationierungen 

 konfrontiert, die aufnahmegesellschaft von heute  

ist im kontrast dazu als wohlstandsgesellschaft zu 

bezeichnen. und auch eine religiöse konfrontations­

linie galt es seinerzeit zu meistern: die zum größten 

teil pro testantischen Flüchtlinge aus den deutschen 

ostgebieten mussten in die zumeist katholischen 

strukturen in den ländlichen regionen der alten 

bundes republik integriert werden, denn die konfes­

sionelle trennung besaß in den 1940er und 1950er 

jahren  einen integrationsbehindernden stellenwert. 

dennoch soll an dieser stelle vor zu einfachen his­

torischen Parallelen gewarnt werden. man kann die 

 damaligen konfessionellen spannungen nicht ohne 

weiteres auf die Frage des verhältnisses von christen 

und muslimen heute übertragen. mag in den ver­

gangenen­Jahren­immer­wieder­ein­„Konflikt­der­

 kulturen” bzw. der religionen postuliert worden sein,  

so kann davon in der bunderepublik deutschland, 

 zumal im verhältnis von christentum und Islam,  

nicht die rede sein. gesellschaftlich gehört der Islam 

zu deutschland, unbenommen gegebener Integra­

tionsherausforderungen, die in der studie benannt 

wurden. und auch darum kann kein zweifel bestehen: 

Handelte es sich nach dem zweiten weltkrieg um die 

Integration von landsleuten, die dem gleichen kultur­ 

und sprachraum angehörten, so stellt sich die Inte­

grationsproblematik heute für Flüchtlinge aus dem 

arabischen, afrikanischen und dem balkan­raum 

 natürlich anders dar. dennoch kann und sollte das 

 erinnerungspolitische Potenzial des themas Flucht 

und vertreibung als mithin europäisches und deut­

sches thema im sinne einer motivierenden ressource 

für die Herausforderungen unserer tage genutzt 

 werden. 345 der Flüchtling ist in dieser Perspektive 

nämlich nicht nur der Fremde, unbekannte, unnah­

bare, sondern teilt ein schicksal, das sich in den 

 Familiengeschichten von sehr vielen deutschen der 

aufnahmegesellschaft millionenfach widerspiegelt. 

mehr noch: es gehört wohl zu den am wenigsten 

 gewürdigten leistungen der bundesrepublik in der 

nachkriegszeit, dass es gelungen ist, die ca. 12 –14 

millionen vertriebenen aus den ostgebieten des deut­

schen reiches volkswirtschaftlich, aber auch gesell­

schaftlich und kulturell zu integrieren. dies scheint 

eine gute grundlage dafür zu sein, um auch die neu­

en Herausforderungen der gegenwart und zukunft 

politisch und gesellschaftlich selbstbewusst annehmen 

zu können. 

auch die betrachtung der eben nicht erfolgten Inte­

gration der sogenannten „gastarbeitergenerationen” 

in den 1960er und 1970er jahren stellt ein lehrreiches 

beispiel dafür dar, wie man Integrationsherausforde­

rungen nicht angehen sollte. die erwartungshaltung, 

migranten seien nur kurzfristig zu gast und würden 

zeitnah wieder in ihre Heimatländer zurückkehren, 

hat seinerzeit zur bildung von Parallelgesellschaften 

und ethnisch und kulturell segregierten stadtvierteln 

geführt. diese Fehler hat man auf politischer seite 

 erkannt. In der grundsätzlichen Herangehensweise  

an Integrationspolitik gibt es keinen grundsätzlichen 

parteipolitischen dissens mehr und auch die ideo­

logisch gefärbten debatten „deutschland ist kein 

 einwanderungsland” vs. multikulturalismus gehören 

weitestgehend der vergangenheit an.

Im lichte des neuen migrations­ und integrations­

politischen kurses, den die bundesregierungen seit 

1998 eingeschlagen, fortgeführt, erweitert und ver­

stetigt haben, ist deutlich geworden, dass – qualitativ 

betrachtet – durch die Flüchtlingskrise im grunde 

 keine gänzlich neuen oder veränderten Problemlagen 

entstanden sind. bereits im jahr 2007 formulierten 

die kommunalen spitzenverbände sechs Handlungs­

felder der kommunalen Integrationspolitik:  

(1)­Integration­als­kommunale­Querschnittsaufgabe;­

(2)­Unterstützung­lokaler­Netzwerke;­(3)­interkultu­

relle­Öffnung­der­Verwaltung;­(4)­gesellschaftliche­

 Integration durch Partizipation und bürgerschaftliches 

Engagement;­(5)­Sprache­und­Bildung;­(6)­berufliche­

Integration. 346 es sind dies sämtlich ansatzpunkte,  

die auch im lichte der aktuellen Herausforderungen 

von ungebrochener bedeutung sind. die kommunalen 

erfahrungen aus dem Quartiersmanagement im 

 umgang mit sozialstrukturell benachteiligten stadt­

vierteln können und sollten sinnvoll in die Heraus­

forderungen­der­Flüchtlingsintegration­mit­einfließen.­

bilanz und Handlungsempfehlungen
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damit es nicht zu neuen sozialen segregations ­ 

pro zessen, zu ghettoisierung und zur bildung von 

 Pa rallelgesellschaften kommt, muss in diesem zu­

sammenhang auf die dezentrale unterbringung von 

Flücht lingen in stadtteilen unter berücksichtigung  

der  existierenden sozialstruktur geachtet werden. 

was zu tun ist, ist insofern schon seit langem er­

kannt. aber: durch die entwicklungen der jüngeren 

zeit haben sich bereits bekannte strukturelle und 

 inhaltliche Problemzusammenhänge quantitativ 

 verschärft. Herausforderungen wie diejenige der 

ghettoisierung von stadtvierteln, die mangelnde 

 koordination verschiedener Projekte oder die unzu­

längliche koordination der verschiedenen ebenen  

sind bereits lange als wesentliche Probleme der 

 Integrationspolitik erkannt, sie müssen nun allerdings 

in­neuen­quantitativen­Dimensionen­reflektiert­und­

angegangen werden. dies bedeutet aber auch, dass 

bereits lösungskonzepte und Handlungsempfehlungen 

gleichsam „in der schublade liegen”, die eben – 

 neben neuen, ergänzenden konzepten – „nur” neu 

überdacht, neu justiert und ggf. ausgeweitet werden 

müssen. möglicherweise hat die quantitative ver­

schärfung insofern auch auswirkungen auf die quali­

tative dimension der zusammenhänge. von dieser 

 erkenntnis lassen sich die folgenden Handlungsemp­

fehlungen leiten.

zu beginn der vorliegenden studie wurden die krite­

rien von verteilung, versorgung und unterbringung, 

der sprachschulung und Integration in das bildungs­

system,­der­Integration­in­den­Arbeitsmarkt­sowie­der­

sozialen einbindung in die zivilgesellschaft als zentral 

für­eine­gelingende­Integration­vor­Ort­definiert.­

wie die studie gezeigt hat, wurde die Herausforde­

rung von verteilung, versorgung und unterbringung 

weitestgehend zufriedenstellend gelöst: die „turn­

hallenrepublik” hat bis auf ganz wenige ausnahmen 

ein ende gefunden. nahezu alle nach deutschland 

 gekommenen Flüchtenden haben ein dach über dem 

kopf sowie eine ausreichende grundversorgung. auch 

die verteilung hat, wie belegt wurde, allen unkenru­

fen­zum­Trotz­recht­gut­funktioniert:­Nach­den­offizi­

ellen zahlen des bamF entsprechen die prozentualen 

Werte­der­Asylerstanträge­mit­ganz­wenigen­Abwei­

chungen der vom königsteiner schlüssel festgelegten 

Quote. dieser erfolg sollte allerdings nicht darüber 

hinwegtäuschen, dass man bei den weiteren Integra­

tionsherausforderungen noch am anfang steht und 

dass in vielen bereichen noch unübersehbar nachhol­

bedarf besteht. Im lichte dessen sollen im rahmen 

dieser abschließenden bilanz konkrete Handlungs­

empfehlungen für die Integrationspolitik in den kom­

munen gegeben werden. zur besseren übersichtlich­

keit wurden die Handlungsempfehlungen in vier be­

reiche unterteilt: empfehlungen für den verwaltungs­

bereich­der­Kommunen­(A);­Empfehlungen­für­den­

bereich von sprache, bildung und arbeitsmarkt (b) 

sowie empfehlungen für den bereich des ehrenamt­

lichen engagements (c). 

HandlungsemPfeHlungen

empfehlungen für den verwaltungsbereich der 

kommunen

integration ganzheitlich denken

Auch­wenn­die­vier­benannten­Kriterien­aus­analy­

tischen­und­systematischen­Gründen­in­der­vorlie­

genden studie getrennt voneinander behandelt 

 worden sind, so verweisen sie doch wechselseitig 

 aufeinander und müssen in der kommunalen Praxis 

zusammen gesehen und parallel adressiert werden. 

konkret bedeutet dies: die sprachförderung, die 

 arbeitsmarktvermittlung und die soziale einbindung 

müssen bereits im erstaufnahmelager beginnen.  

alle drei aspekte dürfen der unterkunftsfrage nicht 

zeitlich nachgelagert werden, sondern müssen gleich­

zeitig angegangen werden. es mag erfreulich sein,  

die unterkunftsfrage weitestgehend gelöst zu haben. 

ein dach über dem kopf zu haben und die versor­

gung mit nahrung sind für einen monate­, zum teil 

jahrelang unter ärmlichsten bedingungen lebenden 

Flüchtenden gewiss ein großer segen, doch ohne eine 

aktive tätigkeit und ohne sprachkenntnisse beginnen 

bereits­die­nächsten­Probleme.­Die­isolierte­psycho­

logische verarbeitung des Fluchtgeschehens ohne 

 beschäftigung und ohne ansprache stellt selbst gefes­

tigte charaktere vor immense Probleme. daher ist es 

sowohl im Interesse der Flüchtlinge als auch im Inte­

resse der aufnahmegesellschaft unbedingt notwendig, 
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die zeit und den tagesablauf sinnvoll mit sprach­  

und Integrationskursen zu füllen sowie angebote zur 

Integration in den arbeitsmarkt – und seien sie auch 

noch so niederschwellig – zu machen. wie solch ein 

ganzheitlicher ansatz aussehen kann, stellt das Fall­

beispiel­der­„Flüchtlingsfirma­Anpacken”­in­Geestland­

dar, bei dem schon zu beginn des aufenthalts die 

sinnstiftende, soziale beschäftigung der Flüchtlinge  

in der gemeinde mit der sprachförderung und der 

­beruflichen­Orientierung­kombiniert­wird.­

koordination innerhalb der verwaltungen 

 verbessern

In der lokalen Integrationspolitik haben sich die 

 kommunen seit ca. einem jahrzehnt neu aufgestellt, 

indem sie Integration als eine Querschnittsaufgabe  

in­der­Verwaltung­definiert­haben­und­auch­die­ent­

sprechenden strukturen dafür geschaffen haben. In 

städten wie bielefeld oder duisburg existieren bereits 

seit mitte der 2000er jahre Querschnittsämter für  

das ressort Integration. viel spricht dafür, auch bei 

der Flüchtlingspolitik diesem muster zu folgen und das 

thema ressortübergreifend in der verwaltung zu ver­

ankern. so ist beispielsweise in rheine im zuge der 

Flüchtlingsherausforderung ein neues Querschnittsamt 

Integration entstanden. die koordination aller akteure 

vor ort stellt eine fundamentale voraussetzung für 

 gelingende Integration dar. verschiedene zuständige 

bereiche in den öffentlichen stellen und ehrenamtli­

ches engagement aus der bürgerschaft müssen  sowohl 

untereinander als auch miteinander gut auf einander 

abgestimmt und koordiniert werden, um  Potenziale 

auszuschöpfen und vorhandene ressourcen zu bün­

deln. noch fehlt in vielen kommunen profes sionell 

 geschultes Personal, das die vernetzung und koordi­

nation in der Flüchtlingspolitik vorantreiben kann.

konkret sind zur verbesserung der koordination ver­

schiedene ansätze denkbar: es beginnt mit der aus­

formulierung von konzepten und leitfäden, die das 

Integrations­ und Flüchtlingskonzept einer kommune 

kompakt auf den Punkt bringen und reicht über die 

einrichtung regelmäßiger steuerungsgruppen und –

runden­bis­hin­zur­Etablierung­einer­spezifischen­

Funktionsstelle, die dann, auch personell aufgewertet, 

von einem Flüchtlingsmanager oder ­koordinator 

 geleitet wird. Im Fallbeispiel der stadt geestland 

­wurde­eine­„Task­Force­Asyl”­eingerichtet,­die­die­

kommunale Querschnittsaufgabe des Flüchtlingsma­

nagements unter der federführenden koordinierung 

des leiters für öffentliche sicherheit steuert. so die 

entsprechenden ressourcen und der politische wille 

vorhanden sind, spricht viel für die – zumindest 

 temporäre – einrichtung einer solchen stelle. denn 

das thema Flüchtlingsmanagement ist zu wichtig,  

als dass es gewissermaßen „nebenbei” von anderen 

stellen oder Personen erledigt werden sollte. In man­

chen städten wie stuttgart oder Heidelberg existiert 

gar das amt eines Integrationsbürgermeisters.

chancen der aufwertung der kommunen nutzen

wie in kapitel 4.2 dargelegt worden ist, sind die kom­

munen ohne zweifel von den sprunghaft ansteigenden 

Flüchtlingszahlen überrascht worden und in vielen 

 Fällen auch temporär überfordert gewesen. ein stück 

weit fühlten sie sich dabei von den übergeordneten 

ebenen des landes und des bundes allein gelassen. 

gleichzeitig ist aber der effekt zu beobachten, dass die 

kommunale Interessenvertretung im zuge der Flücht­

lingskrise eine unübersehbare aufwertung erfahren 

hat. die kommunen sind als politischer akteur deutlich 

„sichtbarer” als vorher. kommunale Interessenvertre­

ter­wurden­deutlich­häufiger­als­vor­der­Flüchtlings­

herausforderung im kanzleramt zu gesprächen ein­

geladen und haben in der medialen aufmerksamkeit 

eine große wirkungsmacht entfaltet. auch die zur 

 verfügung gestellten Finanzmittel zur bewältigung  

der aufgaben vor ort (jährliche Integrationspauschale 

von 2 milliarden euro bis 2018, 500 millionen euro 

kompensationsgelder für den wohnungsbau bis 2018) 

 hätte man sich in dieser größenordnung noch vor we­

nigen jahren nicht vorstellen können. dieses neu ge­

wonnene Potenzial birgt chancen für die kommunale 

Interessenvertretung in zukunft, die genutzt werden 

sollten – auch jenseits der aktuellen Integrations­

herausforderung.

finanzielle ressourcen intelligent verstetigen

natürlich mag es auf den ersten blick etwas wohlfeil 

erscheinen, bei einer politischen Herausforderung den 

Einsatz­von­weiteren­finanziellen­Mitteln­zu­fordern.­

und dennoch ist es eine kaum zu bestreitende tatsa­

che, dass die Herausforderungen durch die Flüchtlings­

integration eine daueraufgabe für die kommunen in 

den kommenden jahren bleiben wird. die anschub­

finanzierung­zur­Bewältigung­der­vielfältigen­Aufgaben­

ist in einem politischen kraftakt zweifellos erfolgreich 

und im sinne der kommunen gestemmt worden.  

nun wird es darum gehen, zumal die Finanzsummen 

für die zeit nach 2018 nicht mehr in den o. g. größen­

ordnungen zur verfügung stehen, auch mit geringeren 

mitteln dauerhafte strukturen zu schaffen. denn jen­

seits von ad­hoc­Programmen wird die Integration den 

alltag in vielen kommunen auch weit über 2018 hinaus 

bestimmen. 
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interkulturalität der verwaltung umsetzen

was die substanzielle interkulturelle kompetenz in 

den kommunalverwaltungen angeht, gibt es noch 

 immer unübersehbaren nachholbedarf, auch wenn 

dieses Problem seit langem erkannt ist. gerade in 

vielen urbanen großstadtregionen mit hohem migran­

ten anteil ist es unabdingbar, dass kommunalverant­

wortliche den sozialen und kulturellen kontext der 

 migranten und Flüchtlinge kennen, verstehen und im 

umgang damit geschult werden. zum einen kann  

auf diese weise eine wertschätzung kultureller vielfalt 

erfolgen. darüber hinaus hilft dieses wissen auch da­

bei,­Konfliktsituationen­einzuordnen­und­zu­entschär­

fen. kommunale bedienstete, aber auch kommunale 

mandatsträger mit migrationshintergrund stellen posi­

tive rollenvorbilder dar und eröffnen oftmals andere 

zugänge zu den communities. auch im ehrenamt­

lichen bereich ist dergleichen möglich, wie ein Fallbei­

spiel in arnsberg zeigt, wo die stadt einem Flüchtling 

ein büro und eine kontaktstelle eingerichtet hat, in 

der Flüchtlinge als soziallotsen für andere Flüchtlinge 

vermittelt werden. 347

migrantenverbände einbeziehen

zusammenschlüsse zur Interessenvertretung von 

 migranten gibt es schon lange. sie sollten bewusst 

und aktiv in die Integration vor ort mit einbezogen 

werden. sie können auf die jeweiligen adressaten­

gruppen besser eingehen und deren Probleme und 

Herausforderungen besser verstehen. außerdem 

 verfügen sie über eine hohe akzeptanz und glaub­

würdigkeit, die den zugang zur aufnahmegesellschaft 

für neuankömmlinge erst einmal erleichtern kann.  

die verbände, aber auch moscheegemeinden, sind in 

 dieser Hinsicht aufgefordert, ihren beitrag zur gelin­

genden Integration „vor ort”, aber auch ganz grund­

sätzlich,­zur­Anerkennung­von­und­Identifikation­mit­

der freiheitlichen demokratischen grundordnung der 

bundesrepublik zu leisten.

Potenziale des ländlichen raums nutzen

der ländliche raum ist von den belastungen der 

Flüchtlingsherausforderung bisher weniger betroffen 

als klein­ und mittelstädte. bisher lassen sich die 

 meisten Flüchtlinge tendenziell in urban geprägten 

räumen nieder. zunächst scheint es in urban ge­

prägten regionen auch eine größere offenheit Flücht­

lingen und migranten gegenüber zu geben. möglicher­

weise könnte aber auch eine unterbringung im länd­

lichen raum von vorteil sein. dort gibt es wesentlich 

mehr wohnraumleerstand, der für unterkünfte zur 

verfügung gestellt werden kann als in vielen städten, 

die in dieser Hinsicht bereits seit längerem an ihre 

grenzen stoßen. außerdem können segregation und 

ghettobildung im ländlichen raum leichter vermieden 

werden als in großstädten und ballungszentren. dass 

die Flüchtlinge in den untersuchten Fallbeispielen der 

ländlichen gemeinde geestland und im salzlandkreis 

aktuell bereits vorwiegend dezentral untergebracht 

sind, fördert aus sicht der kommune die sozialinte­

gration­der­Flüchtlinge.­Die­geringere­Anonymität­all­

gemein und die zumeist engeren bindungen zwischen 

arbeitnehmern und arbeitgebern im ländlichen raum 

sind einer funktionierenden Integration gleichfalls 

 zuträglich. auch das bestätigen die kommunalen 

 akteure in geestland, die durch die gute vernetzung 

mit den mittelständischen betrieben bei der arbeits­

markintegration vermittelnd wirken können. die im 

ländlichen raum stärker ausgeprägten vereins­ und 

ehrenamtsnetzwerke (sport, Feuerwehr etc.) schei­

nen vielleicht auf den ersten blick größere Hürden für 

neuzugezogene darzustellen, können – einmal über­

wunden – aber zu einer stabilen sozialen Integration 

führen.

smartphone-app mit Basisinformationen 

 entwickeln

die Flüchtlinge sehen sich bei ihrer ankunft in 

deutschland mit einer vielzahl an rechtlichen und 

 kulturellen Herausforderungen konfrontiert. sie sind 

aber in der regel recht jung und durchaus technik­

affin.­Zudem­verfügen­sie­in­vielen­Fällen­über­ein­

 eigenes smartphone. Hier böte es sich für die kom­

munen an, eine eigene app zu entwickeln und zu 

 gestalten, die Informationen zu kontaktstellen und 

ansprechpartnern bündelt, über die juristischen rech­

te­und­Pflichten­aufklärt­sowie­auf­weitere,­tieferge­

hende Informationsangebote verweist. diese app 

müsste einfach und intuitiv handhabbar konzipiert 

sein. Idealerweise sollte sie auch in englischer und 

arabischer sprache abrufbar sein. die ersten solcher 

apps sind bereits im umlauf. möglicherweise könnten 

sie auch konsekutive effekte in richtung eines auch  

in anderen bereichen notwendigen digitalisierungs­

schubs in den kommunalverwaltungen bewirken.

empfehlung zur förderung von besonders 

 integrationswilligen migranten

Mit­einem­Bonussystem­könnte­man­Engagement­und­

motivation gleichzeitig belohnen und weiterfördern. 

durch gezielte anreize würde die motivation erhöht. 
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dabei sollten die boni nicht monetär ausgelegt sein, 

sondern immateriellen charakter haben, der auf 

 mehreren ebenen einen konkreten nutzen für den 

 migranten birgt. als boni für besonders Integrations­

willige böten sich an: kleinere wohnprivilegien, gut­

scheine für Freizeitaktivitäten, einzelförderung durch 

einen betreuer beim schreiben von bewerbungen, 

Hilfe bei der kontaktaufnahme mit Familienangehöri­

gen, ein Praktikumsplatz, ein sicherer Platz in einem 

sprachkurs etc. all dies würde nicht viel kosten und 

wäre auch mit verhältnismäßig geringem aufwand 

umsetzbar.­Generell­haben­anerkannte­Asylbewerber­

die möglichkeit, uneingeschränkt ein unternehmen zu 

gründen. 348 da (neben sprachlichen schwierigkeiten) 

die Finanzierung dieser start­up­unternehmen und 

die bürokratie schwierige Hürden sind, gibt es mittler­

weile entsprechende Förderprogramme sowie auch 

private unterstützung (crowdfunding). besondere Hil­

fen für unternehmerisch engagierte Flüchtlinge wären 

ein möglicher bonus für ihre besondere Integrations­

bereitschaft. nicht von vornherein gut ausgebildete 

Flüchtlinge haben auch in den Integrations­ und 

deutschkursen potenziell die möglichkeit, ihre lern­

fähigkeit und motivation unter beweis zu stellen. Hier 

könnten beispielsweise individuelle urkunden und 

zeugnisse eine besondere Förderung darstellen.

empfehlungen für den Bereich von sprache,  

Bildung und arbeitsmarkt

integration im Bildungsbereich auf allen stufen 

 fördern

Politisch sind die bedeutung des erlernens der deut­

schen sprache und die eingliederung in das deutsche 

Bildungssystem­als­wesentliche­Voraussetzung­für­ 

das gelingen von Integration keine streitthemen 

mehr, was nicht immer in der geschichte der bun­

desrepublik so war. dass dieser bereich politisch 

adressiert werden muss, darüber besteht ein breiter 

konsens. zentral dabei ist, dass alle bereiche des 

­Bildungssystems­von­der­Kita­bis­zu­den­Hochschulen­

bedacht werden müssen. Im vorschulischen bereich 

liegen die Herausforderungen im ausbau des bun­

desprogramms „sprach­kitas” sowie in der aufrecht­

erhaltung einer stabilen erzieher­kind­relation in 

einem sinnvollen betreuungsverhältnis, die für Flücht­

lingskleinkinder noch umso nachdrücklicher unterstri­

chen werden muss als bei kindern in der aufnahme­

gesellschaft. Im schulischen bereich wird man nicht 

um spezielle angebote und eine intensive pädago­

gische,­mitunter­auch­psychologische­Betreuung­der­

schüler mit Fluchterfahrung umhinkommen. gleiches 

gilt­für­die­berufliche­Bildung.­Im­Hochschulsystem­

müssen die Herausforderungen der anerkennung von 

abschlüssen, der unzulänglichkeit des gasthörerstatus, 

der Finanzierung von sprachkursen etc. angegangen 

werden. schlussendlich ist auch der bereich der politi­

schen bildung gefordert, Integrationskurse und schu­

lungen in den politischen und kulturellen entwicklungs­

linien deutschlands anzubieten. Insofern erstreckt sich 

das Herausforderungsportfolio auf alle sektoren von 

bildung in deutschland. sie sollten alle gleichermaßen 

fokussiert werden und es sollte nicht ein bereich gegen 

den anderen „verrechnet” oder ausgespielt werden.

Schulpflicht drei Monate nach Antrag durchsetzen

Bereits­drei­Monate­nach­der­Stellung­des­Asylantrages­

muss­die­Schulpflicht­für­minderjährige­Flüchtlinge­

 gelten. diese Forderung steht in einklang mit europä­

ischem recht: eine eu­richtlinie vom juni 2013 formu­

liert unmissverständlich: „der zugang zum bildungs­

system­darf­nicht­um­mehr­als­drei­Monate,­nachdem­

ein antrag auf internationalen schutz von einem min­

derjährigen oder in seinem namen gestellt wurde, ver­

zögert werden.” 349 es ist wichtig, dass gerade die min­

derjährigen Flüchtlinge, die einen nicht unwesentlichen 

teil ausmachen, möglichst früh beschult werden, damit 

sie,­erstens,­eine­sinnvolle­Beschäftigung­finden,­zwei­

tens, keine zeit vergeuden und, drittens, weil sie so – 

völlig unabhängig von ihren schulischen leistungen – 

allein durch die tatsache, dass sie regelmäßig eine 

schule besuchen, bereits einen ganz wichtigen schritt 

hin zur gelingenden Integration tun.

runde tische in den kommunen zur verzahnung  

mit der lokalen wirtschaft

tatsächlich gibt es kein allheilmittel, wie die rasche 

 Integration von Flüchtlingen auf dem deutschen ar­

beitsmarkt gelingen kann. dennoch existieren einige 

sinnvolle Ideen bzw. vorschläge. so haben die lokalen 

wirtschaftsunternehmen eine verantwortung bei der 

bewältigung der Flüchtlingsherausforderung und sollten 

verstärkt mit einbezogen werden. zur Integration in 

den arbeitsmarkt sind der kontakt und die zusammen­

arbeit mit vertretern von lokalen wirtschaftsunterneh­

men wichtig. Integration durch Praktika, ausbildung 

und beschäftigung kann durch unternehmen vorange­

trieben werden, die ihrerseits Interesse an dieser Form 

der Integration zeigen. In vielen kommunen existieren 

bereits runde tische mit lokalen wirtschaftsunterneh­

men, die sich offen zeigen, ihren beitrag zu leisten. 
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der ansatz, vertreter unterschiedlicher gruppen an 

einen tisch zu bringen, ist auch das erfolgsrezept  

des Projekts ”work and Integration for refugees”  

aus Hamburg, das in dieser studie untersucht wurde. 

andere kommunen haben ebenfalls gute erfahrungen 

mit ähnlichen modellen gemacht. so beispielsweise  

in limburg, wo vertreter der Industrie­ und Handels­

kammer, der kreishandwerkerschaft, der agentur  

für arbeit sowie des Hessischen ministeriums für 

 wirtschaft, energie, verkehr und landesentwicklung 

zusammenkommen, um über wichtige aspekte wie 

ausreichendes sprachniveau, kompetenzfeststellung 

und bleibeperspektive zu beraten. 350 ein weiteres 

 beispiel ist der runde tisch der stiftung „lebendige 

stadt” 2016 in Frankfurt am main, mit teilnehmern 

aus vielen bereichen der Industrie und wirtschaft. 351 

dieser hat verschiedene wichtige Punkte thematisiert: 

Flexibilität auf den arbeitsmärkten ohne sperrfristen, 

vermittlung von sprache und kultur, klarheit über 

Asylstatus­und­Aufenthaltsdauer,­Unterstützung­von­

ehrenamtlicher arbeit und die stärkere einbindung 

durch sport, musik oder tanz. die stiftung „leben­

dige stadt” hat zum runden tisch in Frankfurt am 

main und zu den verschiedenen Punkten eine sonder­

veröffentlichung „gesellschaftlicher dialog zur Flücht­

lingsintegration” herausgebracht. 352 eine übersicht 

über­ähnliche­Formate­und­Ansätze­ist­der­Auflistung­

von best­Practice­beispielen in der kommunalen 

Flüchtlingsarbeit der kommunalen gemeinschafts­

stelle für verwaltungsmanagement (kgst) zu entneh­

men. 353 dergleichen ansätze sollten weiter ausgebaut 

und intensiviert werden. 

zugang zum arbeitsmarkt über niedrigschwellige 

angebote

da sich der zugang zu einem regulären beschäfti­

gungsverhältnis in der regel schwierig gestaltet, 

sollten zunächst niedrigschwellige beschäftigungsan­

gebote gemacht werden. die kommunen haben bei­

spielsweise für andere sozialstrukturell benachteiligte 

jugendliche schon vielfach erfahrungen etwa im be­

reich von Fahrradreparaturwerkstätten oder kommu­

nalen gartenarbeiten gemacht. In dieser Form von 

beschäftigungsverhältnissen könnten auch die Flücht­

linge einen ersten zugang zum arbeitsmarkt erhalten, 

der langfristig dann in reguläre sozialversicherungs­

pflichtige­Beschäftigungen­münden­kann.­Das­neue­

Integrationsgesetz fördert die schaffung solch nieder­

schwelliger­Arbeitsgelegenheiten­für­Asylbewerber­in­

Form der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIm). 354 

Im Fall der gemeinde geestland wurde daraus das 

Projekt­der­„Flüchtlingsfirma­Anpacken”­entwickelt,­

bei dem die Flüchtlinge schon während des verfah­

rens niederschwelligen tätigkeiten wie renovierungs­ 

und gartenarbeiten nachgehen. ziel ist es unter an­

derem, die Flüchtlinge über diese tätigkeiten an den 

ersten arbeitsmarkt heranzuführen. diese Förder­

instrumente des bundes sollten von seiten der kom­

munen effektiv und zielführend genutzt werden.

flüchtlinge mit langzeitarbeitslosen gleichstellen

die gleichstellung von Flüchtlingen mit langzeitar­

beitslosen ist ein Instrument, das durchaus überle­

genswert erscheint. so fallen menschen, die seit min­

destens­einem­Jahr­offiziell­arbeitslos­gemeldet­sind,­

bei neueinstellung für die ersten sechs monate nicht 

unter die regelungen des mindestlohns. der neue ar­

beitgeber muss erst ab dem 7. monat das gesetzlich 

vorgeschriebene mindestentgelt zahlen. diese rege­

lung wäre eine maßnahme, mit der es gelingen kann, 

auch in unternehmen die bereitschaft zu wecken, 

mehr Flüchtlinge einzustellen. dieser vorschlag wurde 

unter anderem von achim wambach, Präsident des 

europäischen zentrums für wirtschaftsforschung, ge­

macht, um arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen 

zu erleichtern. 355 

gezielte förderungen für die Berufsvorbereitung

der Präsident der bundesagentur für arbeit und 

 ehemalige chef des bamF, Frank­jürgen weise, hat 

vorgeschlagen, die Hürden für Flüchtlinge bei den 

Qualifikationen­zu­senken.­Konkret­regte­Weise­an,­

dass Flüchtlingen die möglichkeit eingeräumt werden 

solle, die formalen berufsanforderungen – allen voran 

die notwendigen abschlüsse – im beruf nachholen  

zu dürfen. 356 dies scheint bei genauerer betrachtung 

wenig praktikabel, da es hier entweder zu einer be­

vorzugung der Flüchtlinge gegenüber anderen bevöl­

kerungsgruppen kommen kann oder – sofern diese 

regelung auf alle potentiellen bewerber ausgedehnt 

wird – die Qualitätsstandards insgesamt abgesenkt 

werden müssten.  anzudenken wäre aber, dass unter­

nehmen gezielt Flüchtlinge vor eintritt in den beruf 

fördern und etwa beim erwerb von abschlüssen un­

terstützen. zugleich könnte bereits frühzeitig darauf 

hingearbeitet werden, Flüchtlinge mit dringend benö­

tigten berufsbildern  vertraut zu machen und diese  

so für eine ausbildung in diesen berufszweigen zu 

 gewinnen, wie u. a. in den gesprächen mit den an­

sprechpartnern des Hamburger Projekts „w.I.r.” 

 immer wieder unterstrichen worden ist.



94  |  IntegratIon vor ort

kommunen als wichtige vermittler

kommunen können bei der vermittlung von Flüchtlin­

gen an unternehmen nur indirekt tätig werden. Ihre 

aufgabe muss sich auf beratung, koordination und 

das schaffen von netzwerken konzentrieren. so kön­

nen,­ganz­ähnlich­wie­analysierten­„W.I.R.”­Projekt,­

bereits bestehende strukturen – etwa die wirtschafts­

förderung oder die kontakte zu IHks und Handwerks­

kammern – genutzt werden, um passgenaue strate­

gien für die arbeitsmarktintegration in der eigenen 

kommune festzulegen. städte und gemeinden kön­

nen durch die vernetzung mit der lokalen wirtschaft 

auch dazu beitragen, möglichen vorbehalten gerade 

in kleinen und mittleren unternehmen zu begegnen 

und etwa da zu unterstützen und tätig zu werden, wo 

es um rechtliche und bürokratische Fragen im kontext 

des arbeitsmarktzugangs für Flüchtlinge geht.

empfehlungen für den Bereich von zivilgesellschaft 

und ehrenamt

zivilgesellschaft aktivieren und ehrenamtliches 

 engagement fördern

Für das gelingen der sozialen einbindung in die zivil­

gesellschaft ist von deren seite eine grundhaltung 

von offenheit und akzeptanz unabdingbar. um diese 

grundhaltung zu fördern, sollten entsprechende 

 Informationsangebote zur verfügung gestellt werden, 

um – soweit vorhanden – Ängste und sorgen abzu­

bauen. das bürgerschaftliche engagement stellt be­

reits jetzt eine zentrale ressource für die bewältigung 

der Flüchtlingspolitik dar. dieses Potenzial kann durch 

gezielte maßnahmen auch mittel­ und langfristig für 

die kommunen nutzbar gemacht werden. wie groß 

dieses­Potenzial­ist,­hat­die­eingehende­Analyse­des­

Fallbeispiels der Initiative „Ich bin ein viernheimer” 

eindrucksvoll gezeigt. 

steuerliche Besserstellung und vorteile im 

 ehrenamt

eine Idee, das ehrenamtliche engagement im bereich 

der Flüchtlingsarbeit dauerhaft zu stärken, richtet sich 

auf den aspekt der materiellen anerkennung. zwar 

scheint dies, wie die erfahrungen – nicht nur bei dem 

Projekt „soziallotsen” im salzlandkreis – zeigen, keine 

voraussetzung für bürgerinnen und bürger zu sein, 

sich ehrenamtlich zu engagieren. dennoch könnte  

das engagement in der Flüchtlingshilfe mit der soge­

nannten „übungsleiterpauschale” (§ 3 nr. 26 des 

 einkommenssteuergesetzes) gewürdigt und zugleich 

aufgewertet werden. eine Finanzierung läge so nicht, 

wie­dies­aktuell­noch­häufig­der­Fall­ist,­bei­den­Kom­

munen. In den genuss der „übungsleiterpauschale” 

kommen momentan nur übungsleiter im sport­ oder 

ehrenamtliche­Betreuer­im­Pflegebereich,­nicht­aber­

Helfer im bereich der Flüchtlingshilfe. Hier könnte der 

gesetzgeber – gegebenenfalls auch zeitlich befristet – 

an eine ausweitung denken, sodass auch für gewisse 

tätigkeiten in der Flüchtlingshilfe aufwandsentschädi­

gungen von 2.400 € im jahr steuerfrei gezahlt wer­

den könnten. Ähnliche Forderungen erhoben zuletzt 

etwa david kreuziger von der johanniter­unfall­Hilfe 

und auch bündnis 90/die grünen. 357 einem bezahlten 

ehrenamt jenseits der übungsleiterpauschale tritt die 

union allerdings klar und entschieden entgegen, da 

dadurch ein niedriglohnsektor im bereich der gemein­

nützigkeit zu entstehen drohe. 358 

individuelle Bereitschaftspotenziale besser 

 erkennen und adressieren

die bereitschaft und auch die Fähigkeit, sich individu­

ell ehrenamtlich zu engagieren, sind in der aufnah­

megesellschaft sehr individuell ausgeprägt. Persön­

liche neigungen, dispositionen und motivationen 

­spielen­hier­ebenso­eine­Rolle­wie­die­physische­und­

psychische­Belastbarkeit­sowie­das­zur­Verfügung­

 stehende zeitbudget, das wiederum von Faktoren wie 

dem alter, der erwerbstätigkeit sowie allgemein der 

Familien­ und lebenssituation abhängig ist. dies kam 

auch in den gesprächen mit der Initiative „Ich bin ein 

viernheimer” immer wieder zum ausdruck. Hier böte 

es sich an, die individuell leistbaren kapazitäten erst 

einmal über einheitliche Fragebögen abzufragen, um 

die zur verfügung stehenden ressourcen im ehren­

amt­auch­effizienter­nutzen­zu­können.­Die­Möglich­

keit, sich mit seinen je individuellen Fähigkeiten sinn­

voll einbringen zu können und nach eigenen vorstel­

lungen tätig werden zu können, wird sich in hohem 

maße auf die motivation des ehrenamtlichen auswir­

ken. gerade die hohe Flexibilität und spontanität, 

auch die möglichkeit, eigene Ideen und kreativität 

einzubringen, zeichnen das ehrenamt in der Flücht­

lingsarbeit gegenüber klassischen ehrenamtsberei­

chen wie etwa der arbeit als schöffe oder wahlhelfer 

aus.

mentorenprinzip als wichtige grundlage 

 ehrenamtlicher Betreuung

das mentorenprinzip besteht aus der eins­zu­eins­ 

betreuung von „mentor” und „mentee”. auch in der 

Flüchtlingspolitik ist dieses von zentraler bedeutung, 

da nur durch eine eins­zu­eins­betreuung zwischen 
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ehrenamtlichem und Flüchtling persönliches vertrauen 

entstehen und sich eine langfristige und nachhaltige 

bindung entwickeln kann. diese individuelle bezie­

hung kann von kommunaler seite durch Patenschafts­

urkunden gefördert und gesteuert werden – gleich, 

wie weich diese von ihrem rechtlichen charakter her 

auch gestaltet sein mögen.

Bereich des erstkontakts gezielt adressieren

bei der grundsätzlichen würdigung der quantitativ  

wie qualitativ beachtlichen breite des ehrenamtlichen 

engagements im zuge der Flüchtlingsherausforderung 

sollte nicht übersehen werden, dass in diesem bereich 

noch weiteres Potenzial besteht. wie die recherchen 

zur Initiative „Ich bin ein viernheimer” an verschie­

denen stellen gezeigt haben, verspüren viele bürger 

oftmals eine grundsätzliche bereitschaft, sich in der 

Flüchtlingshilfe zu engagieren, tun aber den letzten 

schritt hin zum konkreten engagement nicht. gerade 

der erstkontakt mit Flüchtlingen bzw. mit der organi­

sierten Flüchtlingshilfe scheint ein bereich zu sein,  

der von den kommunalen stellen noch stärker als 

 bisher adressiert werden sollte. die erfahrungen aus 

dem Projekt „soziallotsen” im salzlandkreis zeigen 

beispielhaft, dass der direkte kontakt im „alltag” 

­zwischen­geflüchteten­Personen­und­ehrenamtlich­

 engagierten bürgern ein wesentlicher grundstein für 

gelingende Integration darstellen kann. regelmäßige 

„welcome cafés” können ferner eine möglichkeit sein, 

um­etwaigen­Hürde­abzubauen.­Informationsflyer­an­

Haushalte wären ein weiteres mittel, um Informatio­

nen über anlaufstellen und unterschiedlich gestufte 

möglichkeiten des engagements an interessierte 

 zielgruppen zu bringen. schlussendlich könnte eine 

systematische­Ansprache­an­jene­Ehrenamtliche­zu­

sätzlichen zulauf bringen, die bereits in vereinen, 

verbänden oder kirchen vor ort tätig sind. 

zivilgesellschaftliche und ehrenamtliche aktivitäten 

besser koordinieren à la „omk”

die vernetzung und koordination des ehrenamtlichen 

engagements lokaler akteure wird von den kommu­

nen selbst als grundpfeiler für die gemeinschafts­

aufgabe der Integration von Flüchtlingen betrachtet. 

zwei drittel aller städte und gemeinden unterstützen 

daher bereits heute Flüchtlings­ und willkommens­

initiativen oder fördern lotsen­, mentoren­ und Paten­

projekte. 359 dieser bereich könnte durch die dekla­

ration von engagementförderung als kommunale 

Pflichtaufgabe­360 noch weiter aufgewertet werden.  

die vernetzung und koordination des ehrenamtlichen 

engagements ist allerdings sehr zeitaufwändig und 

das zeitbudget gerade ehrenamtlich tätiger Personen 

hat ebenfalls seine grenzen. 361 oftmals existieren 

 verschiedene ehrenamtliche oder zivilgesellschaftliche 

Projekte und Initiativen mit ähnlichen zielen nebenei­

nander,­ohne­dass­Austausch­und­Vernetzung­stattfin­

den. Hier sind die Initiativen dahingehend gefordert, 

ein stück weit den mut zur kooperation aufzubringen 

und nicht stets „die eigene suppe zu kochen” und auf 

den erhalt des „eigenen” Projekts bedacht zu sein. 

laut generali­engamentatlas ist es bislang trotz eines 

enormen­finanziellen­Einsatzes­nicht­gelungen,­eine­

nachhaltige Infrastruktur zur Förderung bürgerlichen 

engagements zu schaffen. zwar ist die leistungsbe­

reitschaft in den einzelnen einrichtungen enorm, die 

fehlende gesamtstrategie lässt diese allerdings hinter 

den strukturellen Problemen verblassen: „viel hilft 

eben nicht viel”. 362 die autoren der studie regen 

 daher einen strategiewechsel in der Förderpolitik an. 

weg von der einzelnen, oft Parallelstrukturen schaf­

fenden­Projektfinanzierung­hin­zu­einer­Gesamtstra­

tegie, die „das große ganze” im blick hat. 363 ob dies 

in einem so umfassenden sinne angesichts der Hete­

rogenität und Pluralität der verhältnisse in den vielen 

deutschen städten und gemeinden umsetzbar sein 

wird, steht dahin. nichtsdestoweniger bleibt es für  

den bereich des ehrenamtlichen engagements ebenso 

wichtig wie in der verwaltung intern, netzwerkschnitt­

stellen zu schaffen, in denen Informationen sinnvoll 

gebündelt und weiterverbreitet werden. 364 

der ansatz der „offenen methode der koordinierung” 

(omk) stammt aus dem bereich der Politik der europä­

ischen union und könnte – mit aller vorsicht formu liert 

– Pate stehen. bei der omk geht es um Information 

und austausch zwischen den souverän handelnden 

 akteuren (nationalstaaten) in nicht­vergemeinschaf­

teten Politikbereichen, um durch innovative ansätze 

bzw. bewährte verfahren voneinander zu lernen  

(„best Practice”). regelmäßige berichte der handeln­

den akteure, die von der eu­kommission gesammelt 

und­ausgewertet­werden,­schaffen­einen­systema­

tischen überblick über Inhalte und verfahren. eben 

dieser ansatz könnte auf kommunaler ebene – „vor 

ort” – zeigen, was, wo, wie, von wem getan wird  

bzw.­wo­Synergien­erzielt­werden­könnten.­

klar ist aber auch: ein durch Förderung und anreize 

noch so gut und umfangreich aufgestelltes ehrenamt­

liches­Personal­kann­die­Bemühungen­nur­flankieren­

und unterstützen. die Hauptverantwortung für die 

Flüchtlingsarbeit, für gelingende Integration, liegt  

nach wie vor bei den kommunalen verwaltungsein­

richtungen vor ort. 
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aBscHluss

bei allen konkreten vorschlägen zu technischen 

 abläufen bei der bewältigung der Integrationsheraus­

forderung gilt es aber auch, die grundsätzliche di­

mension der ziele, auf die die Flüchtlingsintegration 

ausgerichtet sein sollte, nicht aus dem blick zu ver­

lieren. auf der einen seite steht die schaffung eines 

gesellschaftlich­kulturellen Pluralismus, der sich von 

einem beliebigen multikulturalismus wie auch von ei­

ner zwangsassimilation in wohltuender weise abhebt. 

auf der anderen seite steht die notwendige aufrecht­

erhaltung der verbindlichkeit und geltungskraft der 

bestehenden rechts­ und werteordnung des gemein­

wesens. alles, was diesen bestand gefährdet, muss 

unter Integrationsgesichtspunkten verhindert werden.

dieses Integrationsverständnis bedeutet für den zu 

Integrierenden, das bestehende nicht statisch als 

 unveränderlich­assimilativ übernehmen zu müssen, 

aber doch den vorhandenen sozio­moralischen kon­

sens, vor allem die auf diesem gründende rechtsord­

nung anzuerkennen, sich mithin an die bestehenden 

„spielregeln” zu halten. Parallelgesellschaften bzw. 

kulturelle segmentierungen und abkapselungen gilt 

es in diesem sinne mit aller kraft zu vermeiden bzw. 

zu überwinden. das gilt auch für einen religiösen 

 Fundamentalismus, insofern er versucht, seinerseits 

verbindliche regeln des gesellschaftlich­kulturellen 

zusammenlebens einer offenen, pluralistischen 

 gesellschaft in Frage zu stellen und zu überwinden.  

dem gilt es mit aller kraft des gesetzes und der poli­

tischen argumente entschieden entgegenzutreten. 
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wie sehen sie den aktuellen status quo des kommu­

nalen managements der Herausforderungen durch 

die Flüchtlinge? 

landsberg: Die Flüchtlingsproblematik überlagert  

in der Lokalpolitik inzwischen alles, und ist in dieser 

Größenordnung sicherlich eine Herausforderung,  

wie wir sie wahrscheinlich nur aus der Nachkriegs -

zeit kennen. Die Integration der Flüchtlinge ist die  

eigentliche Herkulesaufgabe, die noch vor uns liegt. 

Wir haben uns im letzten Jahr vor allem auf die Un-

terbringung und Versorgung konzentriert. Jetzt aber 

müssen wir uns darum kümmern, dass die Flücht-

linge auch arbeiten können, dass sie die deutsche 

Sprache lernen, dass die Kinder in die Schule oder  

in die Kindergärten gehen. Das wird noch eine  

Menge Arbeit sein, und darauf sind wir in einigen 

Teilbereichen noch nicht ausreichend vorbereitet.

welche bereiche sind das? 

landsberg: Erster Punkt: Die Verwaltungen haben 

den Umgang damit schlicht nicht gelernt. Wir bilden 

Leute aus für die Verwaltung, etwa als Juristen.  

Aber der multikulturelle Ansatz findet bisher in der 

Ausbildung nicht statt. Wir reden alle vom Flücht-

lingsmanager, aber den Flüchtlingsmanager gibt es 

so noch gar nicht. 

Zweiter Punkt: Die Kommunen haben natürlich 

 Erfahrung mit dem Ehrenamt, aber nicht mit einem 

solchen Ansturm ehrenamtlichen Engagements. Die 

Frage ist also: Wie steuert man 50 oder 100 Leute, 

die Willens sind, etwas Gutes zu tun, dass jene 

 erstens nicht das Falsche, und zweitens nicht alle  

das Gleiche tun? Auch das müssen wir lernen, auch 

wenn es schwierig ist.

wie würden sie die stimmung in den kommunen 

derzeit beschreiben? überwiegt das gefühl der 

 überforderung oder überwiegt nach wie vor eine 

„anpack”­mentalität?

landsberg: Nachdem jetzt eine gewisse Atempause 

durch den Rückgang der Flüchtlingszahlen eingetre-

ten ist, hat die Mehrheit der Bürgermeister das Ge-

fühl, dass wir das schaffen, weil wir das auch schaf-

fen müssen. Wenn Sie sich als Politiker oder speziell 

Kommunalpolitiker hinstellen und sagen „Wir schaf-

fen das nicht!”, dann können Sie gleich zurücktreten. 

gibt es bei der stimmungslage nach Ihrem eindruck 

eine entwicklung?

landsberg: Eindeutig. Die Stimmung ist deutlich 

besser als vor einem Jahr. In der zweiten Jahres-

hälfte 2015 gab es ja noch zahlreiche Schreiben von 

Bürgermeistern an die höheren Ebenen, in denen 

stand, dass sie es vor Ort eben nicht mehr schaffen, 

dass ihnen Geld fehlt, dass ihnen die richtigen Vor-

schriften fehlen, dass sie nicht wissen, wie sie die 

richtigen Unterkünfte bauen können und dürfen.  

Da ist inzwischen viel geschehen. 

was wurde konkret zur verbesserung der lage 

 getan?

landsberg: Zum einen ist natürlich die Zahl der 

Flüchtlinge zurückgegangen. Zum anderen haben 

sich zahlreiche Rechtsrahmen – das ist in der Öffent-

lichkeit kaum wahrgenommen worden – rapide und 

massiv verändert. Wir haben im letzten halben Jahr 

Rechtsänderungen durchsetzen können, die ich noch 

vor zwei Jahren als schöne Träume abgetan hätte. 

Ein einfaches Beispiel: Als die ersten Flüchtlingsun-

terkünfte gebaut wurden, hieß es von behördlicher 

Seite: „Wo sind denn die Stellplätze für die Autos?”. 

Zweites Beispiel: Viele leerstehende Baumärkte 

sollten Flüchtlingsunterkünfte werden. Hier hieß es 

dann: „Nein, das geht nicht, das sieht die Bauord-

nung nicht vor.” All diese rechtlichen Rahmenbedin-

gungen sind geändert worden. Eines darf aber nicht 

vergessen werden: Mittlerweile ist auch sehr viel 

Geld geflossen.

dr. gerd landsberg 

Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeindebundes 

Im gespräch 

„die stimmung ist deutlich besser 
als vor einem jahr.”
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man konnte früher den eindruck gewinnen, dass der 

königsteiner schlüssel nicht funktioniert. Inzwischen 

liegen die zahlen für 2015 vor. eigentlich hat die 

verteilung ja gut funktioniert…

landsberg: Dem stimme ich zu. Kein anderes Land 

der Erde hätte das so hinbekommen wie Deutsch-

land. Man muss bedenken, dass wir gemeinsam  

mit der Türkei die meisten Flüchtlinge aufgenommen 

haben. Natürlich haben wir eine ziemlich eingespielte 

und gute Verwaltung, die mit solchen Herausforde-

rungen zwar vielleicht nicht so fertig wird, wie wir 

uns das im Lehrbuch vorstellen – aber insgesamt  

ist es sehr gut gelaufen.

sie fordern eine „intelligente” verteilung der Flücht­

linge in die kommunen. wie stellen sie sich das 

 konkret vor?

landsberg: Zunächst einmal braucht man ja geeig-

neten Wohnraum für die Flüchtlinge. Also könnte 

man auf die Idee kommen, dass man die Leute dort-

hin schickt, wo zahlreiche Wohnungen zur Verfügung 

stehen. Das ist größtenteils eher in den ländlichen 

Räumen der Fall. Die Verteilung dorthin halte ich 

aber nicht für besonders intelligent, sofern man es 

nicht mit Infrastruktur- und Arbeitsmarktmaßnahmen 

verbindet, beziehungsweise wenn dort einfach keine 

Arbeit vorhanden ist. In diesem Zusammenhang 

muss man allerdings eines sehen: Die Heimat vieler 

Flüchtlinge sind sehr kleine, ländlich strukturierte 

 Gebiete. Vielleicht wäre es sinnvoll, ganze Familien-

verbände irgendwo gemeinsam anzusiedeln, weil sie 

gemeinsam besser in der Lage sind, ihr Leben zu or-

ganisieren. Wir haben ähnliches bei den Aussiedlern 

erlebt. Gehen Sie nach Waldbröl oder nach Rheine: 

Da gibt es ganze Viertel, ganze Neubaugebiete von 

Russlanddeutschen. Da funktioniert viel über die Fa-

milienverbände und Nachbarschaftshilfe. Das nenne 

ich intelligente Steuerung. Das geht aber nicht am 

Reißbrett, und ich weiß auch, dass das nicht leicht ist.

umfragen zeigen, dass es auf der kommunalen ebe­

nen durchaus einen Frust über die Flüchtlingspolitik 

von bund und ländern gibt. woran liegt das?

landsberg: Viele Bürgermeister und Kommunalpoli-

tiker haben natürlich das Gefühl, dass „die da oben” 

alles besser wissen, aber es nicht besser machen. 

Ich würde jedem Bundes- und Landespolitiker raten, 

dass man den Kommunen, den Menschen vor Ort, 

auch immer mal wieder etwas Aufmerksamkeit 

schenken muss.

Man muss aber fairerweise sagen: Diesen Frust gibt 

es, aber den befeuern wir auch ein Stück weit als 

Spitzenverbände. Wir sind alle sechs Wochen bei  

der Kanzlerin, und da machen wir Druck, Druck, 

Druck. Der Bund hat inzwischen enorme Leistungen 

erbracht, zum Beispiel zahlt er 670 Euro im Monat 

für jeden Asylbewerber. Zukünftig übernimmt der 

Bund sämtliche Unterkunftskosten anerkannter Asyl-

bewerber bis 2018 – allein das sind 2,6 Milliarden 

Euro. Er übernimmt die Sprachkurse. Er übernimmt 

die Berufsorientierung. Er hat im sozialen Woh-

nungsbau die Mittel stark erhöht. Die gesetzlichen 

Rahmenbedingungen wurden geändert. Natürlich 

kann man immer sagen, dass dies alles nicht ausrei-

cht und ich als Vertreter eines Spitzenverbands sage 

immer, dass es zu wenig ist. Aber das ist Mentalität. 

Hat sich das verhältnis zwischen den verschiedenen 

ebenen, bund, länder, kommunen verbessert? se­

hen sie da in den letzten jahren eine entwicklung?

landsberg: Es war sicher nie ganz schlecht, aber  

es ist vor allem in den letzten Monaten definitiv 

 besser geworden. Der Bund hat einfach gemerkt: 

Ohne die Kommunen geht es nicht. Wann haben wir 

davor einmal mit der Bundeskanzlerin gesprochen? 

Mit Gerhard Schröder hatten wir in vier Jahren ein 

einziges Gespräch, das zehn Minuten dauerte. Was 

hat er als Erstes gesagt? – Dass er uns nicht helfen 

könne, denn wir seien von den Ländern abhängig. 

Wenn Sie dann im Vergleich zu heute sehen, dass 



100  |  IntegratIon vor ort

wir alle sechs Wochen mit der Bundeskanzlerin  

und dem halben Bundeskabinett zusammensitzen, 

dann ist das für uns als Verband, aber auch für die 

Kommunen insgesamt, eine deutliche Aufwertung. 

Und wie bereits gesagt: Wir werden gehört, und es 

werden Gesetze gemacht, die ich vorher nicht für 

möglich gehalten hätte.

wenn sie dort in diesen runden zusammensitzen: 

sind die Parteiunterschiede nachrangig oder spielen 

sie eine rolle?

landsberg: Der Entscheidungs- und Lösungsdruck ist 

so groß, dass diese parteipolitischen Sprechblasen, 

die dann höchstens in der Zeitung auftauchen, keine 

Rolle spielen. Nöte und Krisen schaffen Chancen.

wie ist Ihr eindruck aus den gesprächen: wissen die 

politischen spitzen, wie es vor ort in den kommunen 

aussieht? 

landsberg: Diejenigen, mit denen wir sprechen, wis-

sen sehr genau, wie es vor Ort aussieht. Aber nicht 

jeder, der weiß, wie es vor Ort aussieht, möchte das 

in dieser Form aus politischen Gründen auch kommu-

nizieren. Die Bundeskanzlerin ist oft kritisiert worden 

für den Satz „Wir schaffen das!”. Soll sich ein Poli-

tiker etwa hinstellen und sagen: „Wir schaffen das 

nicht!”? Dann kann er gleich nach Hause gehen. 

 Politiker müssen das sagen – egal ob es stimmt  

oder nicht. 

was ist in Ihren augen die zentrale voraussetzung 

für gelingende Integration vor ort?

landsberg: Sie müssen die örtliche Bevölkerung 

 mitnehmen, und sie dürfen sie nicht überfordern.  

Sie müssen das als Prozess gestalten. Sie müssen 

erreichen, dass die Bürger überhaupt in Kommunika-

tion miteinander kommen. Das ist in kleineren Orten 

vielfach einfacher als in den großen Städten. Und sie 

müssen verhindern, dass sich die Neuankömmlinge 

abschotten. 

brauchen die kommunen mehr Hilfestellungen?  

Fehlt es an Integrationskonzepten?

landsberg: Nein, theoretische Konzepte gibt es zu-

hauf. Es gibt auch nicht das eine Konzept, sondern 

jedes Konzept muss an den jeweiligen Ort, an die 

 jeweilige Stadt angepasst werden.

braucht es in den verwaltungen eigene stabsstellen 

für Integration oder langfristig angelegte stellen von 

Flüchtlingsmanagern? 

landsberg: Generell ist es wichtig, dass Menschen 

für diese Aufgabe ausgebildet werden. Da haben wir 

Nachholbedarf. 

stichwort: aktuelles Integrationsgesetz. können  

sie noch einmal herausstellen, was sie an dem 

­Gesetz­gut­finden­und­wo­es­aus­Ihrer­Sicht­Nach­

besserungsbedarf gibt?

landsberg: Zunächst einmal finde ich gut, dass es 

dieses Gesetz nun überhaupt gibt, denn wir haben  

es auch schon sehr lange, mit als Erste, gefordert.  

Es ist auch ein klares Bekenntnis des Bundes, dass 

es sich um eine Bundesaufgabe handelt. Ich hätte 

nichts schlimmer gefunden, als wenn jedes Bundes-

land sein eigenes Integrationsgesetz gemacht hätte. 

Ich glaube auch, dass der Grundsatz „Fördern und 

Fordern” richtig ist. Wobei auch da muss man ehrlich 

sein und sich fragen, was denn „Fordern” in der 

 konkreten Umsetzung bedeutet. Es ist fraglich, ob 

das mit dem „Fordern” auch so vollstreckt wird. Den 

Grundsatz des „Forderns” festzuschreiben, hat eher 

eine Symbolwirkung. 

Wir halten auch die Wohnsitzauflage für gut – sie 

war eine unserer Hauptforderungen. Aber wenn es 

weiter so läuft, wie jetzt, dass einige Bundesländer 

diese Wohnsitzauflage – jedenfalls rückwirkend – 

nicht umsetzen wollen, dann ist die Wirkung verfehlt. 

Das Gesetz wurde im August im Bundesgesetzblatt 

veröffentlicht. Im Zeitraum von Januar 2015 bis Juli 

2016 hat das BAMF aber schon über knapp 620.000 

Asylanträge entschieden. Auch hier muss ich fragen: 

Ist es realistisch, dass jemand, der seit drei Monaten 

in „Kommune A” wohnt, nun, weil er besser dorthin 

passt, in die „Kommune B” zieht? Da haben Sie keine 

Chance. Trotzdem ist diese Symbolwirkung der 

Wohnsitzauflage gut. Wenn es hart auf hart kommt, 

dann haben wir jetzt diese Möglichkeit. Ob es dann 

im konkreten Fall wirklich funktioniert, ist eine ande-

re Frage. Kurzum: Ich finde das Integrationsgesetz 

gut, was aber nicht bedeutet, dass man in Einzel-

fällen diskutieren kann, ob etwas anders gemacht 

werden müsste.

Im gespräch  dr. gerd landsberg
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wie bewerten sie den schwenk im Integrations­

gesetz, weg nur von restriktiven maßnahmen,  

hin zu maßnahmen der arbeitsmarktintegration?

landsberg: Arbeit ist die beste Form der Integration! 

Ich war immer der Meinung, dass man die Leute 

 sofort arbeiten lassen sollte. Nichts ist schlimmer als 

Leute aus anderen Kulturkreisen daran zu gewöhnen, 

dass man hier in Deutschland herumsitzen kann 

ohne zu arbeiten, und es kommt trotzdem Geld auf 

das Bankkonto. Ich wäre sogar noch weitergegangen 

und hätte alle sofort arbeiten lassen. Wenn man sich 

die Praxis anguckt, läuft es ja wie folgt: Es wird ein 

Antrag gestellt, der geht an die Bundesagentur bzw. 

an die Landesstelle, die prüft drei Monate lang und 

kommt am Ende fast immer zu dem Ergebnis, dass 

es keinen Deutschen gibt, der diese Stelle besetzen 

könnte. Bis dahin sind dann aber vier Monate ver-

gangen . 

die menschen in arbeit zu bringen scheint in der 

 Praxis aber die größte Hürde zu sein.

landsberg: Das liegt daran, dass viele nicht ausrei-

chend qualifiziert sind. Sie können ohne wenigstens 

grundlegende Sprachkenntnisse nicht arbeiten. Und 

wir haben einen Arbeitsmarkt, der eben für die Ge-

ringqualifizierten kaum Lösungen anbietet. Das wird 

nicht ohne einen „dritten” Arbeitsmarkt funktionie-

ren. Insofern halte ich auch die 100.000 Ein-Euro-

Jobs im Gesetz für sinnvoll. 

Politiker werden angegriffen oder angefeindet, es 

gibt eine deutliche zunahme von straftaten mit 

einem fremdenfeindlichen Hintergrund, nicht selten 

kommt es zu Protesten gegen die unterbringung  

von Flüchtlingen. gährt etwas in der gesellschaft in 

einem­Maße,­das­Sie­besorgniserregend­finden?­

landsberg: Da ist ein Punkt, den ich mit großer 

 Sorge betrachte. Hier verändert sich Gesellschaft 

zum Negativen und das ist gefährlich. Hier bricht 

 etwas weg. Das hat längst die radikalen Kreise ver-

lassen. Die Anfeindungen und Bedrohungen, aber 

auch, dass den Worten Taten folgen, ist leider ein 

flächendeckendes Problem für Kommunalpolitiker.  

Es herrscht vielfach eine Politikverachtung. Der vor-

läufige Höhepunkt dessen war der Angriff auf Henri-

ette Reker. Der Landrat aus dem Main-Kinzig-Kreis 

kandidiert wegen dieser Gemengelage nicht mehr. 

Der Bürgermeister von Tröglitz ist zurückgetreten. 

Und wie reagiert die Politik? Sie reagiert ein paar 

Tage mit Empörung und Bestürzung, und dann  

geht man zur Tagesordnung über. Die Masse der 

kommunalen Amtsträger „klickt” die Beleidigungen 

per Mail oder in den sozialen Netzwerken einfach 

weg, andere stellen Strafantrag. Wenn Strafantrag 

gestellt wird, sagt die Staatsanwaltschaft oft, dass 

es sicher eine Beleidigung sei, aber dass es kein 

 öffentliches Interesse an einer Strafverfolgung  

gibt. Ich frage mich, warum die Justizminister nicht 

längst eine Weisung an die Staatsanwaltschaften  

gegeben haben, dass in diesen Fällen ein öffentli-

ches Interesse an einer Strafverfolgung garantiert 

ist. Es gibt ja Fälle, da wird verfolgt und verurteilt, 

trotzdem bin ich der Meinung, dass der Rechtsstaat 

hier viel  offensiver vorgehen muss, vielleicht mit 

 einer Schwerpunktstaatsanwaltschaft.

Wir haben auch ein Gutachten erstellen lassen,  

ob es möglich ist, den Straftatbestand des  

„Politikerstalkings” einzuführen, denn der jetzige 

„Stalking-Paragraph” ist nicht einschlägig, weil  

es eine dauerhafte Beeinträchtigung sein muss.  

Wir  haben dann einen Vorschlag gemacht, und  

uns  wurde geantwortet, dass man bald tätig  

werde, aber eine Sonder regelung für Politiker  

nicht gebraucht würde. 

wie wird sich aus Ihrer sicht deutschland, vor  

dem Hintergrund der vielen menschen, die zu uns 

kommen, in zwei oder drei jahren darstellen? 

landsberg: Da ich Optimist bin, sage ich, dass  

das ein Erfolgsmodell werden kann. Wir sind eine 

 alternde Gesellschaft – die Masse der Leute, die 

kommen, ist hingegen jung. Noch vor einem Jahr 

dachten wir darüber nach: Welche Schulen, welche 

Kindergärten schließen wir? Jetzt haben wir das 

 genaue Gegenteil. Unsere Zukunft und unser Wohl-

stand hängen davon ab, ob wir die Menschen in 

 Arbeit bringen und in die Gesellschaft integrieren. 

Diese Gesellschaft wird damit auch offener. Als ich 

jung war, hat mein Vater zu meinen Schwestern 

 gesagt: „Kommt mir nicht mit einem Italiener!”.  

Da zeigt sich ja, wie eine Gesellschaft sich verän-

dert und öffnet. Ich bin fest davon überzeugt,  

dass diese Situation eine Chance ist.

Im gespräch  dr. gerd landsberg
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neben dem erlernen der deutschen sprache gilt  

der rasche zugang zum arbeitsmarkt als ein ent­

scheidender Faktor für gelingende Integration. wie 

gestaltet­sich­für­Asylbewerber­der­rechtliche­Zugang­

zum arbeitsmarkt? wo sehen sie verbesserungs­

potenziale?

rinne: Tatsächlich ist der rechtliche Zugang eine  

sehr entscheidende Hürde auf dem Weg in den 

 Arbeitsmarkt. Es ist so – und daran wird sich auch 

nicht viel ändern lassen – dass dieser Zugang zum 

Arbeitsmarkt zunächst einmal vom Aufenthaltsstatus 

abhängig ist. Bei einer Aufenthaltsgenehmigung ist 

das Rechtliche zumeist schon geklärt und der Zugang 

zum Arbeitsmarkt ist uneingeschränkt möglich. Die 

Frage ist vielmehr, wie die Situation aussieht, wenn 

nur eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung 

vorliegt, denn dann ist eine Arbeitsaufnahme nur 

 unter bestimmten Bedingungen möglich. Diese Be-

dingungen sind häufig nur schwer zu durchschauen. 

So müssen zum Beispiel eine Genehmigung der Aus-

länderbehörde und eine Zustimmung der Arbeits-

agentur vorliegen, es darf keine Aufnahmeeinrichtung-

Wohnverpflichtung bestehen und die Person, um die 

es geht, darf nicht aus einem sicheren Herkunftsland 

stammen. Aus unserer Sicht ist sehr zu begrüßen, 

dass die Verkürzung der Wartefrist nach Erhalt der 

Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender 

auf drei Monate verkürzt wurde, da der Zugang zum 

Arbeitsmarkt doch eine entscheidende Hürde auf dem 

Weg zu einer Integration in die Gesellschaft ist. 

Die wesentlichen Verbesserungsmöglichkeiten sehe 

ich zum einen bei dem Zusammenspiel der verschie-

denen beteiligten Behörden. Wenn man heute ein 

 solches Verfahren auf einem weißen Blatt Papier 

 konzipieren würde, würde man vermutlich nicht  

auf diese Vielzahl an beteiligten Behörden kommen. 

Wenn man aber vom gegenwärtigen Status quo 

 ausgeht, so wäre es in jedem Fall sinnvoll, dass im 

Verfahren eine „weiche Übergabe” gewährleistet ist, 

sprich: Die Asylbewerber sollten gar nicht merken, 

zwischen welchen Behörden sie hin und her gescho-

ben werden. Zum anderen halte ich es für dringend 

geboten, dass – Stichwort Einwanderungsgesetz –  

die Möglichkeit für einen Statuswechsel gegeben  

wird, also dass für bestimmte Personen und unter 

klar definierten Bedingungen aus dem Asylverfahren 

heraus auch andere legale Möglichkeiten für eine 

 Bleibeperspektive offen stehen. Dies könnte auch die 

beteiligten Behörden entlasten und so insgesamt zu 

einer schnelleren Bearbeitung der Verfahren führen. 

Immer­wieder­wird­diskutiert,­wie­qualifiziert­die­

 menschen sind, die zu uns kommen. gibt es verläss­

liche­Untersuchungen­dazu,­welche­Qualifikationen­

mitgebracht werden?

rinne: Man muss ganz klar sagen, dass es noch kei-

ne verlässlichen Untersuchungen zu den derzeitigen 

Kohorten gibt. Was sich natürlich ermitteln lässt, sind 

Merkmale wie das Alter und das Geschlecht, da diese 

im Asylverfahren standartmäßig erhoben werden.  

Obwohl die Qualifikationen nicht abgefragt werden, 

gibt es hier mittlerweile verschiedene Ansatzpunkte, 

wie etwa das so genannte Profiling. Darüber hinaus 

gibt es drei wesentliche Studien zum Thema. Zum 

 einen eine BAMF-Kurzanalyse vom Mai 2016, in der 

gut 200.000 Flüchtlinge aus dem Jahr 2015 befragt 

wurden. Demnach haben 20 Prozent eine Hochschule, 

weitere 20 Prozent ein Gymnasium und 7 Prozent gar 

keine Schule besucht. Diese Befragung ist allerdings 

nicht repräsentativ und eine Selbsteinschätzung der 

Flüchtlinge. Zum anderen gibt es eine etwas ältere 

BAMF-Kurzanalyse aus dem Dezember 2015. Hier 

wurden allerdings nur bereits anerkannte Flüchtlinge 

und Asylberechtigte aus bestimmten Staaten, also  

nur eine Teilgruppe, befragt. Etwa 50 Prozent gaben 

an, eine Schulzeit von etwa 10 bis 14 Jahren absol-

viert zu haben. Wenn man auf die Berufsausbildung 

schaut, beträgt der Anteil derer, die kein Studium 

oder keine Berufsausbildung absolviert haben, rund 

dr. ulf rinne 

Stellv. Forschungsdirektor Institut Zukunft der Arbeit (IZA)

Im gespräch 

„die Flüchtlinge können sicherlich einen Impuls 
für die verbesserung der situation geben.”
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62 Prozent. Dann gibt es noch Untersuchungen des 

Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 

Bundesagentur für Arbeit, wobei es hier um bereits 

Erwerbstätige geht, also Menschen, die schon in den 

Arbeitsmarkt integriert sind. Dabei wird nicht nach 

dem Aufenthaltsstatus, sondern nach dem Herkunfts-

land geschaut und daraus geschlossen, ob die Men-

schen als Flüchtlinge nach Deutschland gekommen 

sind. Von diesen Personen – die aber ja schon im  

Arbeitsmarkt sind – haben 22 Prozent keinen  

Hauptschulabschluss, 25 Prozent einen Hauptschul- 

oder Realschulabschluss, 20 Prozent die Hochschul-  

oder Fachhochschulreife und 8 Prozent einen aka-

demischen Abschluss. Ernüchternd ist die berufliche 

Perspektive, denn es wurde festgestellt, dass 71  

Prozent keinen Berufsabschluss haben, wobei es da 

eher um formale und anerkannte Berufsabschlüsse 

geht.

Häufig­haben­die­Menschen­keine­Papiere­wie­

 zeugnisse oder urkunden bei sich, die auskunft über 

ihre abschlüsse oder ausbildungen geben. wie kann 

diesem Problem begegnet werden? 

rinne: Dieses Problem tritt natürlich jetzt bei den 

Flüchtlingen sehr stark in den Fokus, ist aber ein 

grundsätzliches Problem, dem alle Gruppen von Ein-

wanderern gegenüberstehen. Hier müsste im Heimat-

land angesetzt werden, denn eine Flucht ist zumeist 

geplant und häufig nicht so abrupt, als dass man 

nicht noch gewisse Vorbereitungen und Maßnahmen 

ergreifen könnte. Zudem sind die Kohorten der 

Flüchtlinge heute meist besser informiert, als dass es 

noch in der Vergangenheit der Fall war. Sie wissen 

zumindest grob, was sie erwartet. Allerdings sollten 

noch weitere Informationen darüber verbreitet wer-

den, welche Dokumente und Zeugnisse wichtig sein 

könnten. Im Übrigen leben wir in einer weitestgehend 

digitalisierten Zeit. Es wird immer wieder auf den 

 hohen Anteil an Smartphones unter den Flüchtlingen 

hingewiesen. Dieser Umstand ließe sich insofern nut-

zen, als dass Dokumente elektronisch mitgeführt 

werden könnten, etwa als Scan oder in einer Cloud. 

Dies müsste natürlich vorab, in den Heimatländern 

klar kommuniziert und dann in Deutschland auch  

als Nachweis über die Befähigungen anerkannt wer-

den .

Wenn die Menschen allerdings bereits in Deutsch-

land sind und hier keine Papiere vorweisen können, 

muss über andere Möglichkeiten nachgedacht wer-

den, wie diese Qualifikationen nachgewiesen bzw. 

mit deutschen Qualifikationen vergleichbar gemacht 

werden können. Hier sind die sogenannte Qualifi - 

ka tions analyse und Kompetenzfeststellung zentrale 

 Instrumente, die aber auch mit Kosten und Aufwand 

verbunden sind. Momentan ist es so, dass die Flücht-

linge diese Kosten mehrheitlich selbst tragen müssen, 

was für viele eine weitere Hürde ist. Eine weitere 

Möglichkeit wäre es, nur Teilqualifikationen zu erfas-

sen und dann auch zu zertifizieren. Dies steht aller-

dings in fundamentalen Gegensatz zum deutschen 

Ausbildungssystem, bei dem nach wie vor primär in 

Berufen und weniger in Kompetenzen und Fertig-

keiten gedacht wird.

der Präsident der bundesagentur für arbeit, jürgen 

weise, hat in einem Interview die möglichkeit ange­

deutet,­dass­man­die­hohen­Qualifikationsanforde­

rungen senken könnte – etwa in der Form, dass 

Flüchtlinge den eigentlich vorgeschriebenen abschluss 

für eine ausbildung im beruf nachholen – um so den 

zugang zum arbeitsmarkt einfacher und schneller zu 

erreichen. wie schätzen sie diese überlegung ein?

rinne: Das ist sicherlich ein charmanter Weg, da 

hier die Arbeitsmarktintegration vorrangig behandelt 

wird. Damit wird diese wichtige Hürde gleich ausge-

räumt und die Menschen können sich darauf konzen-

trieren, sich beispielsweise gesellschaftlich zu inte-

grieren oder Sprachkompetenzen „on the job” zu 

 erlernen. Problematisch erscheint jedoch, dass man 
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der Gruppe der Flüchtlinge Sonderrechte einräumt, 

die es, mit Blick auf andere gesellschaftliche Grup-

pen, denen es auf dem Arbeitsmarkt nicht leicht fällt, 

zu vermeiden gilt. Ich denke hier vor allem an die 

Gruppe der Langzeitarbeitslosen. Meiner Meinung 

nach wäre es sinnvoll, Flüchtlinge mit dieser Gruppe 

gleichzustellen. Man sollte eher in Gesamtpaketen 

denken und überlegen, welche Hilfestellungen man 

Menschen, denen der Einstieg oder Wiedereinstieg in 

den Arbeitsmarkt schwer fällt, grundsätzlich geben 

kann . 

sehen sie in diesem zusammenhang die gefahr 

eines verdrängungseffektes deutscher arbeitnehmer 

durch Flüchtlinge?

rinne: Gesamtwirtschaftlich betrachtet werden Ver-

drängungseffekte nicht auftreten, aber natürlich kann 

es lokal und in einigen Segmenten dazu kommen. 

Gerade bei geringqualifizierten Hilfs- oder Aushilfs-

tätigkeiten wird dies der Fall sein, da Flüchtlinge 

wohl tendenziell diesen niederschwelligen Einstieg  

in den Arbeitsmarkt nutzen werden – insbesondere 

dann, wenn Qualifikationen nicht vorliegen oder  

nicht anerkannt werden und sprachliche Barrieren  

da sind. Man muss aber auch sagen, dass dieser 

 Verdrängungseffekt weniger deutsche Arbeitnehmer 

als  vielmehr Arbeitnehmer, die selbst eine Migra-

tions geschichte haben und aus einer früheren 

 Zuwandererkohorte stammen, betreffen wird. 

gibt es branchen, in denen Flüchtlinge besonders 

gute­Chancen­haben,­einen­Job­zu­finden?­ 

In welchen branchen wird es eher schwierig?

rinne: Natürlich sind die Chancen einen Einstieg  

in den Arbeitsmarkt zu finden, in den Branchen,  

in denen Arbeitskräftemangel herrscht, leichter. 

Schwierig wird es dort, wo es entweder hohe sprach-

liche oder formale Qualifikationsanforderungen gibt. 

Aber auch hier kommt es eher auf die Tätigkeit als 

auf die Branche an sich an. So wird es ein Arzt bzw. 

eine Ärztin eher schwer haben, wenn er oder sie 

nicht exakt die in Deutschland geforderten Voraus-

setzungen nachweisen kann. Eine beispielsweise 

nicht examinierte Pflegekraft könnte es hingegen 

 einfacher haben, in den Beruf zu kommen.

was können die kommunen leisten, um Flüchtlingen 

den zugang zum arbeitsmarkt zu erleichtern?

rinne: Die Kommunen stehen hinter Bund und 

 Ländern gewissermaßen am Ende der Nahrungs -

kette, sind aber für Flüchtlinge zumeist die ersten 

Ansprechpartner, insofern liegt hier ein ganz ent-

scheidendes Handlungsfeld. Man muss festhalten, 

dass die Kommunen in den zurückliegenden Monaten 

im Notfallmodus agiert haben. Es ging vor allem 

 darum, die geflüchteten Menschen mit geeigneten 

Unter künften und mit Wohnraum zu versorgen. 

 Arbeitsmarktintegration rückte erst nach und nach  

in den Fokus. Es gibt mittlerweile eine Vielzahl an 

Maßnahmen, allerdings stecken diese häufig noch in 

den  Kinderschuhen und sind oftmals auch Stückwerk. 

Was bei allem Engagement in den Kommunen doch 

deutlich wird, ist, dass nun Versäumnisse der Ver-

gangenheit ganz akut und deutlicher zu Tage treten. 

Zu nennen ist in städtischen Kommunen vor allem 

der Wohnungsbau. Durch den Zuzug von vielen jun-

gen Menschen sind aber in allen Kommunen auch die 

schulische und vorschulische Betreuung besonders 

gefordert. Denn bisher hatten viele Kommunen ja 

eher mit einer alternden und schrumpfenden Bevöl-

kerung zu tun und müssen sich nun auf diese neuen 

Rahmenbedingungen erst einstellen. 

welche chancen können sich speziell für kommunen 

aus der zuwanderung von Flüchtlingen ergeben?  

sehen sie unterschiede zwischen ländlich und urban 

geprägten regionen?

rinne: Gerade ländliche Kommunen können durch-

aus vom Zuzug von Flüchtlingen profitieren, da  

hier schlichtweg Menschen und Arbeitskräfte fehlen. 

Vorteilhaft ist zudem, dass in ländlichen Kommunen 

der Kontakt zwischen Flüchtlingen und einheimischer 

Bevölkerung oftmals viel unmittelbarer stattfinden 

kann. Zudem gibt es auf dem Land meist ausrei-

chend verfügbaren Wohnraum, wo die Menschen 

schnell und adäquat untergebracht werden können. 

Allerdings haben wir es in ländlichen Kommunen 

 oftmals mit einer problematischen Arbeitsnachfrage 

und tief verwurzelten strukturellen Problemen zu tun, 

die auch durch den Flüchtlingszuzug nicht von jetzt 

auf gleich gelöst werden können. Man kann also 

 konstatieren, dass in ländlichen Regionen nicht nur 

Menschen bzw. Arbeitskräfte fehlen, sondern es 

mangelt hier auch an wirtschaftlicher Dynamik.  

Im gespräch  dr. ulf rinne
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Die Flüchtlinge können sicherlich einen Impuls für 

eine Verbesserung der Situation geben, die Frage  

ist allerdings, ob dieser Impuls ausreicht. 

Wenn wir uns die urbanen Regionen anschauen, 

 verhält es sich fast genau andersherum. Zum einen 

gibt es hier die größere Arbeitsmarkt- und Wachs-

tumsdynamik, die die Arbeitsmarktintegration und 

damit auch die soziale und gesellschaftliche Integra-

tion der Flüchtlinge befeuern werden. Zum anderen 

ist der Wohnraum in den Städten begrenzt und die 

hohe Nachfrage häufig ein ganz akutes Problem.  

Zugleich lässt sich in städtischen Regionen der Kon-

takt zu Personen der gleichen ethnischen Herkunft 

sehr viel leichter herstellen, das heißt, hier können 

sich rasch ethnische Enklaven bilden. Das wird in  

der  öffentlichen Debatte ja gerne mit „Ghettos” 

gleich gesetzt und hat damit schnell einen negativen 

Bei geschmack. Das ist aus wissenschaftlicher Sicht 

eher unklar, gibt es doch zwei mögliche Szenarien: 

Einerseits können ethnische Enklaven als Sprungbrett 

fungieren, und zwar in der Form, dass Informatio-

nen – etwa zu welchem Amt man gehen muss oder 

was man tun muss, um eine Arbeitserlaubnis zu 

 erhalten – ohne sprachliche oder kulturelle Barrieren 

schnell verfügbar sind. Andererseits können ethni-

sche Enklaven aber auch zu einer Sackgasse werden, 

wenn sich die Menschen hier zu sehr einrichten und 

keinen Kontakt außerhalb der eigenen Gruppe haben. 

was halten sie in diesem zusammenhang von der 

immer­wieder­diskutierten­Wohnsitzauflage?

rinne: Ich bin eigentlich gegen Wohnsitzauflagen. 

Natürlich verstehe ich die Sorgen, dass man die 

 Situation nicht kontrollieren kann und sich nicht 

 gegensteuern lässt, wenn viele Migranten in die 

 gleichen Regionen ziehen. Städte im Ruhrgebiet 

 werden hierfür ja immer wieder als Negativbeispiel 

aufgeführt. Aus ökonomischer Sicht ist aber gerade 

die Mobilität von Menschen ein entscheidender 

 Faktor, um Ungleichheiten auf dem deutschen 

 Arbeitsmarkt und in der Wirtschaft insgesamt aus-

zugleichen. 

die bundeskanzlerin hat den mittlerweile  

vielzitierten satz gesagt „wir schaffen das.” –  

schaffen wir das wirklich?

rinne: Ja klar schaffen wir das. Die Frage ist nur 

wie und wie erfolgreich wir das schaffen. Natürlich 

sind die vielen Menschen, die zu uns gekommen 

sind eine Herausforderung und es ist wichtig, dass 

geeignete Maßnahmen ergriffen werden, um sie zu 

integrieren. Aber es wird Deutschland nicht über-

fordern – zumindest nicht aus ökonomischer Sicht.

Im gespräch  dr. ulf rinne
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Die­Integration­der­Geflüchteten­ist­eine­große­gesell­

schaftliche und politische Herausforderung. arbeit ist 

seit je her der wesentliche Pfeiler für eine gelingende 

Integration. wo liegen die zentralen Herausforde­

rungen­bei­der­Integration­der­Geflüchteten­in­den­

arbeitsmarkt? 

welskop-deffaa: Generell haben Menschen mit 

 Migrationshintergrund – wie in zahlreichen Studien 

belegt – schlechtere Chancen auf dem deutschen 

 Arbeitsmarkt: Sie sind stärker von Erwerbslosigkeit 

bedroht, sie erzielen niedrigere Einkommen bei ver-

gleichbarer Qualifikation und Tätigkeit, sie müssen 

deutlich mehr Bewerbungsschreiben absenden, bevor 

sie zu einem Vorstellungsgespräch für einen Ausbil-

dungsplatz eingeladen werden. Diese Hürden erwei-

sen sich für Geflüchtete als besonders hoch. Denn die 

aufenthaltsrechtlichen Probleme und Unsicherheiten 

stellen für eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration 

eine zusätzliche Herausforderung dar. Auch wenn ei-

nige dieser Hürden (z. B. durch die 3+2-Regelung und 

die Verkürzung der Wartezeit) inzwischen durch poli-

tische Entscheidungen abgesenkt wurden, bleibt un-

bestreitbar, dass genau hier spezifische Risiken beste-

hen bleiben. Ein Arbeitgeber wird einem Menschen, 

von dem er nicht weiß, wie lange er in Deutschland 

bleiben kann, keine attraktive Stelle anbieten, auf  

der er dauerhaft verlässlich Leistungsträger braucht. 

Er wird nicht in die Qualifikation eines geflüchteten 

Mitarbeiters investieren, wenn er nicht weiß, ob er  

die Erträge dieser Investition tatsächlich nutzen kann. 

Die zentralen Herausforderungen liegen also darin, 

die politischen Rahmenbedingungen für eine gelin-

gende Integration weiter zu verbessern. Erfolg und 

Geschwindigkeit der Arbeitsmarktintegration werden 

wesentlich von der Länge der Asylverfahren, der In-

tensität der Sprachförderung, den Investitionen in 

 Bildung und Ausbildung, der Arbeitsvermittlung und 

der Aufnahmebereitschaft der Wirtschaft abhängen. 

Die angesprochenen Elemente eines förderlichen 

 Rahmens müssen dabei so ausgestaltet werden, dass 

sie auf die Bedürfnisse der Geflüchteten passen. Die 

Bereitschaft, einen mehrmonatigen Sprachkurs zu 

 besuchen und eine Ausbildung zu absolvieren, wird 

umso größer sein, je glaubwürdiger die Perspektive 

 erkennbar wird, dass sich diese zeitlichen Investitionen 

für den Geflüchteten tatsächlich lohnen. Viele Geflüch-

tete möchten hier so schnell wie möglich Geld verdie-

nen, z. B. um ihre Familien im Heimatland zu unterstüt-

zen. Ohne eine gute Erklärung und Beratung wird ihr 

Verständnis für die Chancen, die ein Sprachkurs und 

eine Ausbildung bieten, nicht automatisch gegeben sein.

welche politischen rahmenbedingungen sind wichtig, 

um gleichberechtigte teilhabe und zugang zu arbeit zu 

schaffen?

welskop-deffaa: Besonders wichtig scheint mir, dass 

die Signale, die wir in Bezug auf die Arbeitsmarktinte-

gration der Geflüchteten senden, von diesen auch un-

missverständlich verstanden werden können. Wider-

sprüche, wie sie im Augenblick in den neuen gesetz-

lichen Regelungen entstanden sind, führen zu Missver-

ständnissen und werden zu neuen Hürden. Einerseits 

 Integrationskurse verpflichtend zu machen, andererseits 

nicht genügend Angebote vorzuhalten – das passt nicht 

zueinander. Einerseits Integration in den 1. Arbeitsmarkt 

anzustreben und gleichzeitig 100.000 80-Cent-Jobs zu 

schaffen, ist ein Widerspruch. Die ersten Erfahrungen, 

die die Geflüchteten mit dem deutschen Arbeitsleben 

machen, prägen ihr Verständnis u.U. für lange Zeit.  

Wer einen 80-Cent-Job als Beschäftigungsgelegenheit 

auf dem kommunalen Friedhof annehmen musste, wird 

nicht verstehen, warum er kurz danach – nach Anerken-

nung und Umzug in eine eigene Wohnung – bei der be-

nachbarten Gärtnerei einen Lohn von mehr als 8 Euro 

pro Stunde fordern muss, weil das der Mindestlohn ist. 

Gerade auch geflüchtete Frauen werden unseren Worten 

von Gleichberechtigung und Förderung der Frauener-

werbstätigkeit nur vertrauen, wenn sie erleben, dass 

 ihnen der Besuch eines Integrationskurses durch ange-

messene Kinderbetreuungsangebote tatsächlich ermögli-

cht wird. Die Art und Weise, wie und in welchen Arbeits-

markt die Geflüchteten integriert werden, entscheidet 

dauerhaft wesentlich über ihre Chancen auf gesellschaft-

eva welskop-deffaa

Mitglied im ver.di-Bundesvorstand

 

Im gespräch 

„die gewerkschaften leisten ihren beitrag 
zum gelingen des zusammenlebens.”
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liche Teilhabe. Zugleich entscheidet die gesellschaft-

liche Integration ihrerseits auch über die zukünftigen 

Zugänge der Geflüchteten zum Arbeitsmarkt. 

Ausschlaggebend bleibt die Frage, wie Arbeit reguliert 

und entlohnt wird. Die bisher für anerkannte Asylsu-

chende und Geflüchtete mit einer hohen Bleibewahr-

scheinlichkeit getroffenen Maßnahmen haben wenig 

mit der Stärkung von gesellschaftlicher Teilhabe zu 

tun. So hat die Bundesregierung mit dem neuen Inte-

grationsgesetz beschlossen, 100.000 Arbeitsgelegen-

heiten zu schaffen und aus Bundesmitteln zu finanzie-

ren. Zur Erinnerung: Gemeint sind damit Variationen 

der Ein-Euro-Jobs, die eigentlich im Aufenthaltsrecht 

eine eng auf Aufgaben in der Aufnahmereinrichtung 

ausgerichtete Funktion hatten. Als Sprungbrett in  

den regulären Arbeitsmarkt sind sie ungeeignet. Wir 

fordern eine wirkliche Arbeitsmarkt-, keine Beschäf-

tigungspolitik für Geflüchtete mit dem Ziel qualifizie-

render und qualifikationsgerechter Integration.  

Daneben braucht es eine gute Sozialpolitik, wenn  

der gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt werden 

soll und Teilhabe und Integration keine Worthülsen 

sein sollen. Investitionen in den sozialen Wohnungs-

bau, die schon lange überfällig sind, da Menschen  

mit geringen Einkommen in vielen Großstädten kaum 

noch bezahlbaren Wohnraum finden, müssen nun 

 unabweisbar vorgenommen werden. 

welchen beitrag können die gewerkschaften in ihrem 

kerngebiet, der arbeitswelt, leisten? 

welskop-deffaa: Die Gewerkschaften leisten ihren 

Beitrag zum Gelingen des Zusammenlebens im Be-

trieb, auf dem Arbeitsmarkt und darüber hinaus. Wir 

packen Probleme an und reden sie nicht größer als 

sie sind. Wir suchen Lösungen – in gemeinsamer Ver-

antwortung mit den Arbeitgebern. Wir unterstützen 

betrieblich und überbetrieblich die Bereitschaft, alle 

Menschen, die bei uns Schutz vor Krieg und Verfol-

gung suchen, ungeachtet ihrer Herkunft und Religion 

in unsere Gemeinschaft aufzunehmen. Unser gemein-

sames Ziel ist es, Demokratie und Arbeitnehmer-

rechte zu stärken. An vielen Stellen leisten aktive 

 Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter, ehren- und 

hauptamtlich, ihren Beitrag zur gesellschaftlichen Soli-

darität. Aktuell sind viele ver.di Aktive dabei, mit den 

Arbeitgebern und der Unterstützung durch die Bundes-

agentur für Arbeit, Möglichkeiten der Arbeitsmarktinte-

gration von Flüchtlingen in die Tat umzusetzen. Zur 

 Unterstützung dieser Impulse fand erst kürzlich eine 

Vernetzungstagung bei ver.di in der Bundesverwaltung 

statt. Sie hat den Austausch von Good-Practice-Bei-

spielen gefördert und Mut gemacht, konkret im eigenen 

Lebensumfeld nach Möglichkeiten der Förderung von 

Teilhabe und Integration zu suchen.

Die Gewerkschafter und Gewerkschafterinnen, die in  

den Gremien der Selbstverwaltung der Bundesagentur 

für Arbeit aktiv sind, haben das ihre dazu beigetragen 

und tun es weiterhin, dass Maßnahmen der BA für Ge-

flüchtete entwickelt und durch entsprechende gesetzge-

berische Rahmungen ermöglicht werden. Das Programm 

„Early Intervention” z. B. hat als Pilotprojekt der BA mit 

ausdrücklicher Unterstützung der Selbstverwalter/innen 

Kompetenzfeststellung von Geflüchteten initiiert, die 

noch nicht dem Arbeitsmarkt zur Verfügung standen. Ein 

groß angelegtes Sonder-Sprachkurs-Programm der BA 

hat Ende 2015 erste elementare Deutschkenntnisse für 

Geflüchtete befördert, noch bevor die Bundesregierung 

Finanzierungswege für zusätzliche Sprach- und Integra-

tionskurse gestalten konnte. Die Selbstverwalter/innen 

haben ihre gesellschaftliche und gesellschaftspolitische 

Verantwortung entschlossen angenommen. Bei der Um-

setzung des 100.000 Arbeitsgelegenheiten-Programms 

haben die Kollegen und Kolleginnen im Verwaltungsrat 

darauf bestanden, dass die Arbeitsgelegenheiten nur im 

Einvernehmen mit den örtlichen Verwaltungsräten ge-

schaffen werden dürfen, wodurch auch auf dieser Ebene 

gewerkschaftliche Mitgestaltungsmöglichkeiten entstan-

den sind, die im weiteren im Sinne der Arbeitsmarkt-

integration der Geflüchteten genutzt werden müssen.

Handlungsleitend ist für uns die Anwendung des Prin-

zips „Gleiche Arbeit und gleiche Rechte bei gleichem 

Lohn am gleichen Ort”. Dies trägt dazu bei, menschen- 

und arbeitsrechtliche Standards zu wahren und vor 

 Ausbeutung zu schützen. Gewerkschaften sind grund-

sätzlich offen für Wanderung und offene Arbeitsmärkte, 

aber nur unter jeweils gleichen und gleichwertigen 

 Bedingungen – Freizügigkeit ja, unterschiedliche Rechte 

und Lohndumping nein. Wir sind derzeit dabei, im 

 Verwaltungsrat der BA für anerkannte Flüchtlinge und 

Schutzsuchende ein Modell zu entwickeln, in dem in 

dem ersten Jahr, in dem sie dem Arbeitsmarkt zur Ver-

fügung stehen, Arbeit, Integrationskurs und Sprach-

erwerb sowie die Aneignung beruflicher Kenntnisse 

 mit einander verbunden werden. Dazu suchen wir nach 

Möglichkeiten, gemeinsam mit Arbeitgebern und ihren 

Verbänden die tariflichen Voraussetzungen zu schaffen. 
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Entsprechende Gespräche zur Umsetzung des Kon-

zepts gibt es mit der Vereinigung der Kommunalen 

Arbeitgeberverbände (VKA) für den Grünbereich in 

Städten und Gemeinden, im Bereich privater Klinik-

konzerne, im Nahverkehr und in der Abfallwirtschaft.

was muss von seiten der unternehmen, betriebe 

oder verwaltungen unternommen werden, um den 

 Integrationsprozess zielgerichtet zu gestalten? 

welskop-deffaa: Unternehmen sind natürlich keine 

Wohltätigkeitsveranstaltungen. Sie werden die Ein-

stellung von Geflüchteten stets daran messen, ob sie 

für das Unternehmen ökonomisch sinnvoll ist. Dabei 

sollte allerdings in einer insgesamt guten wirtschaft-

lichen Lage kein Ultra-Kurzfrist-Denken entschei-

dungsleitend sein, sondern eine mittelfristige Perspek-

tive. Die Integration von geflüchteten Menschen kann 

in vielen Unternehmen sehr unterschiedliche positive 

 Effekte mit sich bringen. „Zielgerichtet” verläuft der 

Integrationsprozess, wenn er potenzialorientiert ge-

staltet wird und Geflüchtete nicht als billige Aushilfs-

mitarbeiter, sondern als Kollegen und Kolleginnen 

wahrgenommen werden, deren spezifische Erfahrung 

als Potenzial genutzt werden kann. Vernetzung hilft 

den Unternehmen, diesen Ansatz zu leben (Vernet-

zung z. B. auch durch die IHKen und Handwerkskam-

mern.); Arbeitgeber und Gewerkschaften können da-

bei gemeinsam die notwendige Unterstützung durch 

die Politik einfordern – z. B. in Bezug auf Qualifizie-

rung und Qualifikationsanerkennung.

sehen sie die gefahr von verdrängungseffekten auf 

dem arbeitsmarkt, das entstehen einer konkurrenz  

zu anderen arbeitnehmern oder langzeitarbeitslosen? 

welskop-deffaa: Geflüchtete dürfen nicht zu Arbeit-

nehmern und Arbeitnehmerinnen zweiter Klasse 

 gemacht werden, der Mindestlohn gilt für alle. Wir 

müssen verhindern, dass auf dem Arbeitsmarkt be-

nachteiligte Menschen und Flüchtlinge gegeneinander 

ausgespielt werden. Konkret heißt das: Die Ausnahme  

im Mindestlohngesetz für Langzeiterwerbslose, die 

mehr als ein Jahr arbeitslos gemeldet sind, muss 

 heute dringlicher denn je gestrichen werden. Auch die 

beschriebenen Maßnahmen des Integrationsgesetzes 

drohen – statt zur Integration in sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung – eher zum Gegenteil, sprich 

zur Verdrängung regulärer Arbeitsverhältnisse, beizu-

tragen. So sollen die neuen Arbeitsgelegenheiten laut 

einer Richtlinie aus dem Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales zu 75 Prozent außerhalb der Unterkünfte 

stattfinden. Damit können sie auch von privat-wirt-

schaftlich tätigen Unternehmen und Trägern genutzt 

werden. Finanzschwache Kommunen könnten auf die 

Idee kommen, bestimmte Tätigkeitsbereiche in 

„80-Cent-Jobs” zu überführen, die bisher als Helfer-

tätigkeiten klassifiziert waren. Nur die umfassende Ein-

beziehung der örtlichen Verwaltungsausschüsse in die 

Genehmigung und Gestaltung der Arbeitsgelegenheiten 

für Geflüchtete kann dieser Gefahr vorbeugen.

Nicht­alle­Geflüchteten­bringen­eine­passgenaue­Quali­

fikation­für­den­deutschen­Arbeitsmarkt­mit.­Oft­fehlen­

auch Papiere und zeugnisse. wie kann dem Problem 

begegnet werden? muss sich auch gegebenenfalls die 

arbeitswelt verändern, um die Potentiale nutzbar zu 

machen? 

welskop-deffaa: Die Anerkennung von Kompetenzen 

und Qualifikationen muss modernisiert und beschleunigt 

werden. Erste Initiativen (Stichwort: Teilqualifizierung) 

werden bereits erprobt. Dabei darf man allerdings nicht 

übers Ziel hinaus schießen. Letztlich brauchen wir gut 

qualifizierte Menschen, deren Qualifikation durch Ab-

schlüsse auch nachgewiesen ist. 

welche maßnahmen müssen ergriffen werden, um 

­gerade­auch­junge­Flüchtlinge­zu­qualifizieren­und­in­

ausbildung oder arbeit zu bringen? wo liegen hier die 

bedarfe, die schwierigkeiten – und wo die chancen?

welskop-deffaa: Schon länger braucht es im Bereich 

der Kita-Plätze und an den Schulen mehr Investitionen, 

nicht nur in Beton, sondern eben auch in Köpfe. Mit 

dem Zuzug der Flüchtlinge wird dieser Bedarf noch 

deutlicher, denn über Zweidrittel der Asylbewerber sind 

unter 30 Jahre alt, knapp ein Drittel ist minderjährig. 

Die Altersstruktur zeigt deutlich, dass dem Bildungs- 

und Ausbildungssystem eine Schlüsselrolle bei der 

 Integration der Flüchtlinge zukommt. Die Voraussetzung 

dafür ist der Ausbau des Bildungssystems, dass mehr 

Lehrerinnen und Lehrer eingestellt werden und Sprach-

lehrerinnen und –lehrer, Erzieherinnen und Sozial-

arbeiter besser entlohnt werden. Davon profitiert die 

gesamte Gesellschaft. Die Schulpflicht muss in allen 

Bundesländern heraufgesetzt werden.

In welchen branchen kann der zugang zu arbeit leichter 

erfolgen,­wo­wird­es­aufgrund­des­Qualifikationsniveaus­

schwieriger? 

welskop-deffaa: Hier müssen wir uns vor Stereo-

typisierungen hüten. Natürlich haben Gastronomie, 

Nahrungsmittelindustrie und Landwirtschaft besonders 

Im gespräch  eva welskop-deffaa
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viel Erfahrung im Umgang mit ausländischen Beschäf-

tigten, die schlechte Sprachkenntnisse mitbringen. 

Für viele Geflüchtete können diese Branchen sich als 

besonders naheliegend darstellen. Tatsächlich zeigt 

sich aber bei näherem Hinsehen, dass durchaus auch 

für anspruchsvollere Ausbildungsberufe Bewerber und 

Bewerberinnen unter den Geflüchteten vorhanden 

sind. Die Deutsche Rentenversicherung startet jetzt 

einen Einstiegsqualifizierungskurs für Geflüchtete,  

die – wenn sie den Kurs erfolgreich absolvieren – die 

Ausbildung zum Sozialversicherungsfachangestellten 

machen sollen. Für viele intelligente Geflüchtete,  

die aus ihren Heimatländern keine duale Ausbildung, 

 sondern nur Hochschulen als Orte guter Ausbildung 

kennen, können Ausbildungsberufe wie der genannte 

in der DRV attraktive Chancen bieten.

welchen beitrag können die kommunen leisten –  

im austausch mit den sozialpartnern und weiteren 

akteuren vor ort – um die Integration in den lokalen 

arbeitsmarkt zu unterstützen?

welskop-deffaa: Ganz einfach: Kommunale Unter-

nehmen können eine Vorbildfunktion einnehmen. Als 

ver.di nutzen wir unseren Einfluss in den kommunalen 

Unternehmen. Der ver.di Fachbereich Gemeinden 

führt ein Praxisprojekt zur betrieblichen und beruf-

lichen Integration von Geflüchteten durch. Bis zu zehn 

kommunale Pilotbetriebe können sich daran beteiligen 

und Beispiele einer guten Praxis erarbeiten und um-

setzen. Der Prozess und die betriebliche Beratung ver-

laufen beteiligungs- und umsetzungsorientiert. Beteili-

gungsorientiert heißt auf betrieblicher Ebene, dass alle 

Seiten - die MitarbeiterInnen, der Personalrat sowie 

die Leitungskräfte - in den Veränderungsprozess von 

Anfang an einbezogen werden. Im Ergebnis entstehen 

dadurch realistische und maßgeschneiderte Modelle, 

die von allen Seiten mitgetragen und deshalb auch mit 

einem hohen Wirkungsgrad umgesetzt werden. Dies 

schafft betrieblichen Zusammenhalt und leistet einen 

wichtigen gesellschaftlichen Beitrag. Mit diesem Pro-

jekt werden beispielhafte gute Lösungen entwickelt 

und der breite Transfer in Kommunalverwaltungen 

und öffentliche Betriebe wird organisiert. 

bei allen schwierigkeiten – wo liegen die chancen  

für die wirtschaft und die gesellschaft? 

welskop-deffaa: In erster Linie ist die Aufnahme  

der Flüchtlinge eine humanitäre Verantwortung, der 

wir nachkommen und die bei aller Mühe und Anstren-

gungen für die Arbeitsmarktintegration nicht in Ver-

gessenheit geraten sollte. Es geht um Menschen, die 

ein schweres Schicksal hinter sich haben und deren 

Menschenrechte und -würde mit unserer Hilfe gewahrt 

werden. Gleichzeitig sind mit der Flüchtlingsmigration 

Themen auf die politische und gewerkschaftliche Tages-

ordnung gesetzt, die alles andere als neu sind. Viele 

Studien zeigten bereits in der Vergangenheit einen 

deutlichen Handlungsbedarf, gesellschaftliche Vielfalt 

auch betrieblich und in den Verantwortungsstrukturen 

der Gesellschaft zu leben und der Ausgrenzung von 

Menschen mit Migrationshintergrund und/oder Rassis-

muserfahrungen entschiedener entgegenzutreten. Hier 

liegen die Chancen Strukturen und Institutionen so zu 

verändern, dass Integration nicht mehr als einseitige 

Bringschuld von Einwanderern gedacht wird, sondern 

als gesellschaftliche Notwendigkeit. 

die kanzlerin hält an Ihrem diktum „wir schaffen das” 

fest. eine einschätzung aus Ihrer sicht: schaffen wir 

das? 

welskop-deffaa: Nachdem das Wort vom „Wir schaf-

fen das” so oft wiederholt wurde, weiß man nicht mehr 

recht, auf welches „das” es gemünzt war. Gesagt wur-

de das Wort 2015, als es darum ging, in Ungarn eine 

humanitäre Katastrophe abzuwenden. „Wir schaffen 

das” hieß: Deutschland weiß aus seiner eigenen Ge-

schichte um die Bedeutung offener Grenzen. Wir wis-

sen aus der Zeit des Nationalsozialismus und darüber 

hinaus, dass Menschen, die vor Verfolgung fliehen, 

Länder und Menschen brauchen, die ihnen Aufnahme 

gewähren. Als reiches Land verwehren wir uns der 

 völkerrechtlichen Pflicht nicht, denen Gastfreundschaft 

zu gewähren, die in diesen Wochen und Monaten vor 

Krieg und Verfolgung fliehen. Wir tragen unseren Teil 

der Verantwortung und laden die Last nicht bei den 

Mittelmeeranrainern ab. „Wir schaffen das” – uns als 

ein weltoffenes Land zu präsentieren, das seinen Teil 

der internationalen Verantwortung trägt. Wir schaffen 

das, weil wir in der Breite der Bevölkerung gegen 

 Versuchungen des Rassismus ausreichend imprägniert 

sind. Ich wünsche mir, dass die Zuversicht des Som-

mers 2015 nicht enttäuscht wird und dass all diejeni-

gen, die im Gefolge der AfD-Wahlkämpfe inzwischen 

öffentlich wieder offen fremdenfeindliche Äußerungen 

wagen, die Religionsfreiheit nur für Christen und Chris-

tinnen verteidigen wollen und die das Burka-Verbot 

zum Inbegriff westlicher Gleichstellungsvorstellungen 

stilisieren, in der deutlichen Minderheit bleiben. Wir 

müssen als Gewerkschaft dazu beitragen, dass das 

 gelingt .
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als bürgermeister von Friedland haben sie mehrfach 

auf die chancen und möglichkeiten hingewiesen, die 

sich aus einem zuzug von Flüchtlingen für Ihre kom­

mune ergeben können. welche sehen sie konkret?

Block: Ich denke, dass man hier zunächst einmal auf 

die Situation der Kommune eingehen muss. Friedland 

liegt ganz im Nordosten von Mecklenburg-Vorpom-

mern. Wir waren bis zur Wende eine Industriestadt 

mit gut 8.300 Einwohnern. Hier wurden vor allem 

landwirtschaftliche Produkte verarbeitet. Bis 1992 sind 

dann die großen Betriebe geschlossen worden und 

etwa 2.000 Arbeitsplätze weggefallen. Dadurch, dass 

infolge dessen viele Menschen aus Friedland wegge-

zogen sind, hatten wir sehr viele leer stehende Woh-

nungen zur Verfügung, die sich, als die große Masse 

der Asylsuchenden 2014/15 kam, leicht wieder her-

richten ließen. Damit ist die Ausgangsposition Fried-

lands sicherlich eine andere als in größeren Städten, 

etwa in Westdeutschland, wo der Wohnungsmarkt ja 

recht knapp ist. Zudem haben wir in der Vergangen-

heit gute Erfahrungen mit Zuwanderern gemacht. Vor 

etwa zehn Jahren hatten wir hier ein Übergangswohn-

heim für Deutsche aus Russland, von denen einige  

bei uns im Ort geblieben sind, sich mit kleineren 

 Geschäften selbstständig gemacht haben oder in der 

 Altenpflege arbeiten. Ohne diese Menschen hätten wir 

hier heute in einigen Branchen einen großen Arbeits-

kräftemangel. Daher sehe ich ganz einfach eine Chan-

ce darin, dass diejenigen, die heute als Flüchtlinge 

kommen – wenn sie gut aufgenommen werden, wenn  

sie ein ordentliches Klima in der Stadt spüren – sich 

ansiedeln und bleiben. Denn als kleine Stadt im Nord-

osten kann man eben nur schwer mit Hamburg, Mün-

chen oder Berlin mithalten – die müssen gar nicht für 

sich werben, da wollen sowieso viele hin. Wenn wir  

10 bis 20 Prozent der Migranten halten könnten, wäre 

das für uns sehr gut. Aber man muss auch klar sagen, 

dass ausreichend Wohnungen und eine positive Stim-

mung in der Stadt nicht alles sind, sondern natürlich 

auch Bund und Land gefordert sind, auch in den 

 ländlichen Regionen ordentliche Strukturpolitik zu be-

treiben. Denn ohne Unternehmen und Arbeitsplätze 

werden viele wegziehen und dahin gehen, wo sie für 

sich und ihre Familie eine berufliche Perspektive sehen. 

Wie­viele­Asylsuchende­haben­Sie­mittlerweile­in­

 Friedland aufgenommen?

Block: Wir haben im Januar 2014 die Gemeinschafts-

unterkunft in Betrieb genommen, die hat eine Kapa-

zität von bis zu 120 Personen und ist seit dem auch 

immer gut ausgelastet. Dezentral haben wir 411 

 Menschen untergebracht, wobei wir hier auch schon 

einmal bei 470 Personen waren. 

sie haben gerade bereits den wohnungsleerstand  

angesprochen, der die aufnahme von Flüchtlingen in 

Friedland erleichtert. gibt es noch weitere Faktoren, 

die Ihre kommune von anderen unterscheidet?

Block: Wir haben einen Asylbeirat als lockeren Zusam-

menschluss gegründet, der sich alle sechs Wochen 

trifft, Informationen austauscht und sich vernetzt. In 

diesem Beirat sitzen die Vertreter der Träger der ver-

schiedenen Einrichtungen: Caritas, Malteser, AWO, der 

evangelischen Kirche, der Polizei, aber beispielsweise 

auch der Turn- und Sportvereine. Mit den Turn- und 

Sportvereinen pflegen wir übrigens eine sehr enge 

Partnerschaft und sie sind sehr engagiert. So haben die 

Turn- und Sportvereine eine Pauschalversicherung für 

die Flüchtlinge abgeschlossen, dass sie sich in den ver-

schiedenen Disziplinen ausprobieren und Sport treiben 

können. Denn man darf ja nicht vergessen: Gerade für 

diejenigen, die noch nicht anerkannt sind, sind das hier 

lange Tage, an denen sonst nicht viel passiert. Darüber 

hinaus hat sich bei uns ein ganz gutes Netzwerk an 

 ehrenamtlichen Helfern entwickelt, die beispielsweise 

Spenden zusammentragen oder Fahrradreparaturen 

übernehmen.

wie hat die bevölkerung auf den Flüchtlingszuzug 

 reagiert? 

Block: Der Stadtrat unterstützt – abgesehen von den 

zwei NPD-Vertretern – einhellig den eingeschlagenen 

Weg und sieht auch die Chancen, die sich durch den 

Zuzug der Flüchtlinge ergeben können. Aber natürlich 

wilfried Block 

Bürgermeister von Friedland (Mecklenburg-Vorpommern)
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musste ich auch feststellen, dass vor allem in sozial 

schwächer gestellten Bevölkerungsschichten, die oft 

auch Unterstützung vom Staat erhalten, gewisse 

Ängs te vorhanden sind, dass sie etwas abgeben müs-

sen und durch die Flüchtlinge weniger bekommen. 

Hier darf man nicht müde werden, zu erklären, dass 

das eine nichts mit dem anderen zu tun hat und dass 

man nicht auf einmal in Konkurrenz zu den Flücht-

lingen steht. Bei den Unternehmen war in der Hoch-

phase des Flüchtlingszuzugs vor allem eine Verunsi-

cherung zu spüren, wie das Ganze zu bezahlen sei und 

ob nun möglicherweise Sonderabgaben oder Steuern 

zur Finanzierung erhoben würden. Hier hätte ich mir 

vom Bund gewünscht, dass er deutlicher artikuliert 

hätte, welche Strategie – auch finanziell – er verfolgt, 

um eventuelle Gerüchte frühzeitig auszuräumen. Aber 

klar, gerade die NPD ist voll gegen den Flüchtlingskurs 

und so gibt es von denen auch einen Flyer, wo sie sie 

meine Person und das Zitat, dass man in den Flücht-

lingen eine Chance sehen muss, kritisieren. 

Haben sie begleitende maßnahmen ergriffen, um der 

bevölkerung Ängste zu nehmen? 

Block: Wir haben gerade bei der dezentralen Unter-

bringung die Bürger mit eingebunden. Sprich: Es  

gab Bewohner- und Mieterversammlungen, auf denen 

Fragen beantwortet wurden und wir versucht haben, 

Ängste zu nehmen. Wenn Wohnungen für Flüchtlinge 

her gerichtet wurden, haben wir den übrigen Mietern 

einige Tage vor dem Bezug Zeit gegeben, sich diese 

einmal anzuschauen, damit sie sehen, dass es sich 

hierbei um eine ganz einfache Ausstattung handelt. 

Damit sind wir gut gefahren und konnten Akzeptanz 

schaffen. Und ich habe auch immer gesagt, dass sie 

sich bei eventuellen Konflikten neben dem Vermieter 

auch immer an uns als Stadt wenden können. Häufig 

lassen sich Spannungen recht einfach lösen und 

 beruhen auf kulturellen Unterschieden. Ein Beispiel: 

Während des Ramadan wird nach Sonnenuntergang 

das Fasten gebrochen, die Familie und Freunde sitzen 

 zusammen und es kann entsprechend laut werden. 

Wenn der Nachbar aber um 4 Uhr aufstehen muss, 

weil er Schichtbetrieb hat, will er natürlich abends 

Ruhe haben. Das sind aber Dinge, die sich durch Ge-

spräche schnell lösen lassen und meist sehr einfach 

auszuräumen sind.

welche rolle spielt bürgerschaftliches engagement  

bei der kommunalen Integrationsarbeit?

Block: Neben den bereits erwähnten Aktionen, wie 

etwa die der Sportvereine, hat die evangelische Kir-

chengemeinde mit dem „Volx-Mobil” eine tolle Aktion 

ins Leben gerufen, mit dem vor allem Gemeinschafts-

unterkünfte angesteuert werden. Ziel ist es, gemein-

same Unternehmungen für Kinder von Asylbewerbern 

und einheimische Kinder anzubieten, um hier schon 

das gemeinsame Verständnis füreinander zu wecken. 

Das ist übrigens eine tolle Sache, wenn man in die 

Schulen geht und sieht, dass Kinder miteinander 

 überhaupt keine Probleme haben und sich verstehen. 

Ich denke überhaupt, dass man gerade die Kinder früh 

fördern muss und so bemühen wir uns, dass all die 

Flüchtlingsfamilien, die für ihre Kinder einen Kinder-

gartenplatz haben möchten, diesen auch bekommen. 

Denn hier lernen die Kinder sehr schnell und spielend 

die deutsche Sprache, was ja letztlich Grundvoraus-

setzung für gelungene Integration ist.

was müssen kommunen Ihrer meinung nach grund­

sätzlich leisten, damit erfolgreiche Integration vor ort 

gelingen kann?

Block: Man muss es zunächst einmal wollen. Wenn  

die Mehrheit in der Kommune gegen die Unterbringung 

von Flüchtlingen ist, wird es schwierig und man sieht 

eben überall nur Probleme und Hindernisse. Natürlich 

ist aber genauso wichtig, Perspektiven zu schaffen und 

dafür zu sorgen, dass die Menschen ihre Fähigkeiten, 

Interessen und Stärken in einen Beruf einbringen kön-

nen. Das ist besonders in unserer strukturschwachen 

Region ein Thema, wo es eben leider häufig nicht ge-

nügend Arbeitsplätze gibt. Grundsätzlich muss die 

Kommune gemeinsam mit den Ehrenamtlern ein Klima 

schaffen, das den Menschen, die kommen, signalisiert: 

Ihr seid willkommen.


